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1 Einleitung  

Für das Thema europäisches Asylverfahren interessiere ich mich seit der Flüchtlings-

krise 2015. Damals traf ich mich, für ein halbes Jahr lang, wöchentlich mit unbegleiteten 

minderjährigen Asylsuchenden und begleitete sie während der Integration. Ich erfuhr von 

Fluchtschicksalen und der Bürokratie des Asylverfahrens. Mir ist seitdem das Dublin-

Verfahren und auch der Königsteiner Schlüssel in Deutschland ein Begriff. Weiterhin 

bekam das Thema für mich persönlich besondere Aufmerksamkeit, als es bei der achten 

Internationalen Sommerfakultät der Hochschule Meißen 2018 mit dem Vortrag „Auf dem 

Weg zu einem gemeinsame europäischen Asylsystem?“ erörtert wurde. Deswegen ent-

schloss ich mich im Rahmen der Bachelor Arbeit, mich damit zu beschäftigen und mein 

Wissen zu erweitern. Ich möchte, aufgrund des europarechtlichen Hintergrundes der Ar-

beit, bestimmte neue Erkenntnisse in mein vierwöchiges Auslandspraktikum in Brüssel 

mitnehmen, dort den Diskussionen über das Thema besondere Aufmerksamkeit schen-

ken und mit einer guten rechtlichen Grundlage arbeiten können.  

 

In der folgenden Arbeit werden zunächst die Grundlagen des europäischen Asylverfah-

rens geklärt. Anschließend folgt eine detaillierte Beschreibung des Dublin-Verfahrens 

nach der gültigen Dublin-III-VO. Danach werden bestimmte Kritikpunkte aus verschie-

denen Blickwinkeln beleuchtet, welche es in der Praxis durch die grundlegenden Rege-

lungen dieser VO gibt. Nach einem kurzen Blick auf die zukünftigen Fluchtbewegungen 

und die gegenwärtige Lage, kommt es zu einer Darstellung der möglichen Zukunftsaus-

sicht. Hierfür sind besonders zwei Vorschläge der Kommission zur Reform des Dublin-

Systems maßgebend, welche beschrieben werden. Am Ende folgt eine Auswertung der 

Erkenntnisse, die durch meine persönliche Meinung bewertet wird. 
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2 Grundlagen des Europäischen Asylverfahrens 

2.1 Völkerrecht  

Die EU ist ein Völkerrechtssubjekt. D.h., dass ihr völkerrechtliche Rechte und Pflichten 

auferlegt werden können.1 Die EU-Normen für das europäische Asylverfahren basieren 

also auf völkerrechtlichen Verträgen und Konventionen. Dazu gehört insbesondere die 

Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948. Hier wurden elementare Grund-

rechte für alle Menschen festgehalten, um diese nach den beiden Weltkriegen zu si-

chern. Sie wurde von 48 Staaten unterschrieben und ist heute noch Bestandteil interna-

tionaler Überlegungen und Regelungen.2 Danach haben alle Menschen das Recht Asyl 

in anderen Ländern zu suchen, wenn sie verfolgt oder bedroht werden. Das beschreibt 

jedoch keine Pflicht der Staaten, dieses Asyl auch zu gewähren. Ergänzend dazu hat 

die UN-Generalversammlung die „Declaration of Territorial Asylum“3 am 14. Dezember 

1967 herausgegeben, mit der Empfehlung, dass asylsuchende Personen nicht an den 

Grenzen zurückgewiesen werden dürfen. Dieses non-refoulement Prinzip wird in Art. 33 

GFK und EuGH Urteilen weiter ausgebaut. Flüchtlinge sollen also aufgenommen wer-

den, um ihre Sicherheit zu garantieren.4  

 

Eine weitere Grundlage des europäischen Asylverfahrens ist die GFK. Das Abkommen 

über die Rechtsstellung der Flüchtlinge trat am 22. April 1954 in Kraft und ist bis heute 

anerkannt. Sie wurde ebenfalls von den Vereinten Nationen verfasst und unterschrieben 

und bildet eine Grundlage zur Behandlung von Geflüchteten. Deswegen findet man zu-

nächst in Art. 1 Nr. 1 GFK die Definition „Flüchtling“. Diese stellt eine wichtige Grundlage 

im europäischen Asylverfahren dar, auf die häufig zugegriffen wird. Außerdem wird das 

non-refoulement-Prinzip in Art. 33 GFK schriftlich festgehalten. Ein Flüchtling darf nicht 

in ein Gebiet zurückgewiesen werden, indem er in seinen Grund- und Menschenrechten 

gefährdet ist.5 

 

Die EMRK vom Europarat stellt einen multilateralen völkerrechtlichen Vertrag dar6, wel-

cher zurzeit von 47 Vertragsstaaten anerkannt wird.7 Der Europarat ist kein Organ der 

EU, weswegen die EMRK auch Völkerrecht darstellt und nicht EU-Recht. Die EMRK 

beschreibt für die EU keine zwingende Bindungswirkung.  

                                                
1 Vgl. Ruffert, 2016, Rn. 5 zu Art. 47 EUV 
2 Vgl. Human Rights: Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948 
3 Verdross, Simma, 1984, §1210  
4 Vgl. Verdross, Simma, 1984, §1210 
5 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 9 zu A II 
6 Vgl. Meyer-Ladewig / Nettesheim, 2017, Rn. 14 zu Einleitung 
7 Vgl. Meyer-Ladewig / Nettesheim, 2017, Rn. 13 zu Einleitung 
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Deswegen wird die Konvention von EU-Staaten geachtet und respektiert, sie bildet je-

doch keine Rechtsgrundlage für Handlungen der Union.8 Aus der EMRK (besonders Art. 

3 EMRK) lässt sich ohnehin keine Garantie für ein Asyl- oder Aufenthaltsrecht von 

Flüchtlingen oder Ausländern in den Konventionsstaaten ableiten. Das heißt, dass die 

Entscheidung über Einreise und Verbleiben des Geflüchteten von den Staaten selber 

entschieden werden soll. Art. 3 EMRK normiert das Verbot von Folter, worunter auch 

Abschiebung und Ausweisung von Ausländern in einen Drittstaat zählt. Dazu gehört kon-

kret das Verbot einer Kollektivabschiebung und der Ausweisung eigener Staatsangehö-

riger.9  

 

2.2 EU-Recht 

Grundlage aller EU-Verordnungen, Verträge und Richtlinien ist die Europäische Grund-

rechtscharta. Sie verankert die Grundrechte aller Menschen. Sie soll im Verfahren der 

EU-Rechtssetzung stets beachtet werden, da sie das Fundament des sozialen Zusam-

menlebens in Europa bildet. Deswegen beschreibt sie im EU-Recht eine wichtige Grund-

lage des europäischen Asylverfahrens, da Rechte von Asylsuchenden und Flüchtlingen 

geklärt werden. Maßgebend ist hierfür Art. 18 GrCH, welcher Bezug auf die GFK und 

das damit einhergehende New Yorker Protokoll nimmt.10 Dabei werden vor allem die Art. 

1 und 33 GFK als Anwendungsbereich für EU-Rechtssetzung in Asylfragen deklariert.11 

Weiterhin wird die Pflicht zur Vergemeinschaftung von Asylmaßnahmen und die Einhal-

tung der geltenden Verträge beschrieben.12 

 

Das Konzept einer GEAS wurde im Amsterdamer Vertrag von 1997 festgehalten. Der 

Vertrag stellt den Anfang zur Entwicklung der GEAS und somit einen Meilenstein in der 

europäischen Asylpolitik dar. Mit einer Regierungskonferenz in Taurin von März 1996 

bis Juni 1997 wurde ein neuer Entwurf des Vertrags zur EU verabschiedet.13 Dabei wur-

den drei Säulen der EU herausgearbeitet, wobei die dritte die Zusammenarbeit in den 

Bereichen Justiz und Inneres darstellt. In dieser Säule ist die Einwanderungs- und Asyl-

politik mitinbegriffen. Die MS der EU verpflichteten sich mit der Unterzeichnung des Ver-

trages, die Säulen der EU zu vergemeinschaften und einheitliche Regeln festzusetzen.14 

 

                                                
8 Vgl. Grabenwarter, 2006, BIII Rn. 1 
9 Vgl. Meyer-Ladewig / Lehnert, 2017, Rn. 64 ff. zu Art. 3 EMRK 
10 Vgl. Jochum, 2006, Rn. 5 zu Art. 18 GrCH 
11 Vgl. Jochum, 2006, Rn. 8, 25 zu Art. 18 GrCh 
12 Vgl. Jochum, 2006, Rn. 5 zu Art. 18 GrCH 
13 Vgl. Läufer, 1998, S. 8 f 
14 Vgl. Läufer, 1998, S. 11 
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1999 traf sich der Europäische Rat in Tampere, um die Verpflichtungen aus dem Ams-

terdamer Vertrag zu besprechen und Maßnahmen zur Umsetzung festzulegen.  

In Punkt 13 der Schlussfolgerung dieses Treffens wurde folgendes festgehalten:  

„Der Europäische Rat bekräftigt die Bedeutung, die die Union und die Mitgliedstaaten 

der unbedingten Achtung des Rechts auf Asyl beimessen. Er ist übereingekommen, auf 

ein Gemeinsames Europäisches Asylsystem hinzuwirken, das sich auf die uneinge-

schränkte und allumfassende Anwendung der Genfer Flüchtlingskonvention stützt, 

wodurch sichergestellt wird, daß niemend [sic!] dorthin zurückgeschickt wird, wo er Ver-

folgung ausgesetzt ist, d.h. der Grundsatz der Nichtzurückweisung gewahrt bleibt.“15  

Damit wurde der Ausbau einer GEAS beschlossen, welches ausdrücklich auf der GFK 

beruhen soll.16 Das Grundkonzept wurde definiert und später im Haager Programm be-

stätigt. Dieses wurde auf einem Gipfel des Europäischen Rates am 04. und 05. Novem-

ber 2004 verabschiedet. Das Haager Programm diente zur Stärkung der Freiheit, der 

Sicherheit und des Rechts der EU. Es wurden zehn Schwerpunkte gebildet, auf die sich 

die EU besonders konzentrieren soll. Im Wesentlichen sind hiervon Bereiche der Justiz 

und des Inneren betroffen, was wie bereits genannt auch Asylpolitik und das einherge-

hende -verfahren einbezieht.17 Das GEAS soll ein gleichgeschaltetes Asylverfahren ga-

rantieren, woraus ein europaweit gültiger Rechtsstatus für Asylsuchende resultiert.18  

 

Titel V des AEUV bildet eine weitere Grundlage für das europäische Asylverfahren, wel-

cher Regelungen über den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts beinhaltet. 

Art. 67 Abs. 2 AUEV beschreibt die politischen Hauptziele der EU im Asylbereich. Da-

runter zählt zunächst die Schaffung einer europäischen Migrationspolitik, welche vor-

rausschauend, flexibel und umfassend gestaltet werden soll, beruhend auf Solidarität 

unter den MS und der Verantwortung jedes einzelnen.19 Art. 78 AUEV bezieht sich spe-

zifisch auf europäische Asylpolitik und beschreibt vor allem den Einklang zwischen der 

GEAS und GFK.20 In Art. 78 Abs. 2 AUEV sind Maßnahmen beschrieben, welcher der 

Europäische Rat und das Parlament zur Umsetzung ergreifen können. Weiterhin wird in 

Art. 78 Abs. 3 AEUV die Notlagenkompetenz des Europäischen Rates dargestellt, nach 

der stark durch Migration überlastete MS Hilfe von den EU-Organen einfordern können. 

Aus Art. 80 AUEV lässt sich der Grundsatz der Solidarität in der Asylpolitik festhalten. 

Es wird eine gerechte Aufteilung der Verantwortlichkeiten gefordert.  

                                                
15 European Parliament: Tampere  
16 Vgl. Tohipidur, 2011, Rn. 55, 56 zu § 33  
17 Vgl. Kugelmann, 2015, Rn. 14 zu § 41 
18 Vgl. Grünbuch über das zukünftiges Gemeinsame Europäische Asylsystem, 2007, S. 2 
19 Vgl. Suhr, 2016, Rn. 80 zu Art. 67 AUEV 
20 Vgl. Rossi, 2016, Rn. 9, 13 zu Art. 78 AUEV 
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Die konkrete Regelung im Titel V rührt daher, dass aufgrund geographischer Gegeben-

heiten große Unterschiede der MS entstehen können.21 MS, mit EU-Außengrenzen (z.B. 

Italien, Griechenland, Malta im Folgenden grenznahe Staaten) benötigen mehr Unter-

stützung an den Grenzen zur Abwehr von illegaler Migration. Deswegen ist es wichtig, 

nochmals auf die gegenseitige Achtung der MS untereinander aufmerksam zu ma-

chen.22 

 

Auf Grundlage des Art. 78 Abs. 2 AUEV wurde die maßgebende VO 2013/604/EU vom 

26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitglieds-

staats, der für die Prüfung eines vom Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem 

Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist (Neufassung), 

im folgenden Dublin-III-VO genannt und darauf basierende Richtlinien erlassen. Das 

Dublin-System regelt, welcher Staat für das Asylverfahren eines Asylbewerbers in der 

EU zuständig ist. Der Grundsatz besteht, dass nur ein MS das Verfahren durchführen 

kann, es darf also nur ein Asylantrag innerhalb der EU gestellt werden. Die umfassenden 

Regelungen der Dublin-III-VO werden in 4.1 erläutert und beschrieben, sodass hier nicht 

näher eingegangen wird.  

 

Weitere wichtige Grundlagen des europäischen Asylverfahrens sind zunächst die Richt-

linien, wovon die Wichtigsten im Folgenden erläutert werden: 

 

- Die Aufnahmerichtlinie 2013/33/EU legt einheitliche Normen fest, welche einge-

halten werden müssen, um den Antragsstellern gerechte und menschenwürdige 

Lebens- und Unterbringungsbedingungen zu garantieren. Darunter zählen unter 

anderem die Unterbringungsmöglichkeiten, die jeweilige Versorgung mit Lebens-

mitteln oder Medikamenten und der Zugang zu Rechtsbehelfen während des 

Asylverfahrens.23 Damit soll zum einen die Einhaltung der Menschenwürde, aber 

auch die Vermeidung von Sekundärmigration verhindert werden.24 

 

- Die Qualifikationsrichtlinie 2011/95/EU legt Normen fest, für die Anerkennungs-

voraussetzungen als Flüchtling (Kapitel III) oder subsidiär Schutzberechtigter 

(Kapitel IV).25 Der Begriff des Flüchtlings ist hier fast identisch mit dem aus der 

GFK.  

 

                                                
21 Vgl. Rossi, 2016, Rn. 3 zu Art. 80 AEUV 
22 Vgl. Rossi, 2016, Rn. 2 zu Art. 80 AUEV 
23 Vgl. UNHCR: Asyl in Europa  
24 Vgl. Kugelmann, 2015, Rn. 98 zu § 41 
25 Vgl. UNHCR: Asyl in Europa  
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Die Richtlinie wurde 2011 neu gefasst, wobei der Schwerpunkt darauf lag, die 

Rechtsstellung der Flüchtlinge und der subsidiär Schutzberechtigter anzuglei-

chen.26 

 

- Zur Umsetzung der Qualifikationsrichtlinie ist die Asylverfahrensrichtlinie 

2013/32/EU verfasst wurden. Hier werden Mindeststandards des Verfahrens ge-

regelt, wie z.B. die persönliche Anhörung des Antragstellers im Asylverfahren 

(Art. 14 2013/32/EU).27 Mit dieser Richtlinie soll ein einheitliches Asylverfahren 

im Dublin Raum28 geschaffen werden. Außerdem zielt sie auf die Stärkung des 

Art. 80 AEUV Solidaritätsgrundsatz ab.29 

 

- Mit der Reform des Dublin-Systems wurde auch die VO 2000/2725/EU neu ver-

fasst und als VO 2013/603/EU (EURODAC-VO) beschlossen. Damit wurde ein 

System festgelegt, welches Fingerabdrücke von Geflüchteten erfasst, gegebe-

nenfalls übermittelt und vergleicht. Es sollen Fingerabdrücke von jeder grenz-

überschreitenden Person über 14 Jahren erfasst werden. Ziel ist es, somit das 

Zuständigkeitsverfahren zu beschleunigen.30 

 

In der GEAS ist weiterhin das Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen, kurz 

EASO, zu beachten. Diese beruht auf der VO 2010/439/EU, welche 2010 in Kraft trat. 

Damit beschloss man die Bildung des EASO, um die Umsetzung der GEAS durch eine 

zentrale europäische Institution zu bestärken, zu unterstützen und letztendlich umzuset-

zen. Es soll sie Zusammenarbeit der MS in Asylfragen koordinieren und einzelnen Staa-

ten bei der Umsetzung helfen (Art. 2 VO 2010/439/EU).31  

 

 

 

 

 

 

                                                
26 Vgl. Kugelmann, 2015, Rn. 96 zu § 41 
27 Vgl. UNHCR: Asyl in Europa  
28 Alle Staaten, die sich an der Dublin-III-VO beteiligen (s. 4.1). 
29 Vgl. Kugelmann, 2015, Rn. 97 zu §41 
30 Vgl. Kugelmann, 2015, Rn. 95 zu § 41 
31 Vgl. EASO: Europäisches Unterstützungsbüro für Asylfragen. Unser Auftrag, 2017 
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3 Dubliner Übereinkommen und Dublin-II-VO 

3.1 Zeitstrahl  

Der folgende Zeitstrahl verbildlicht die geschichtliche Entwicklung anhand des In-Kraft-

Tretens der einzelnen Regelungen zum Dublin-System. 

 

3.2 Dubliner Übereinkommen 

Bereits in der Einheitlichen Europäischen Akte (1987) wurde festgelegt, dass die EU ein 

gemeinsames und koordiniertes System in der Asylpolitik, beispielsweise zum Aufneh-

men von Asylbewerbern und Bearbeiten der Anträge, benötigt. Aufgrund des beschlos-

senen Europäischen Binnenmarktes war es besonders wichtig, hierfür einen Regelgeh-

alt zu erschaffen, damit Weiterwanderungen von Asylbewerbern in der EU vermieden 

werden, aber auch um jeden Schutzsuchenden die Möglichkeit der Antragstellung zu 

geben.32  

 

Ausgangspunkt der Überlegungen zum Dubliner Übereinkommen war ein Treffen des 

Europäischen Rates in Straßburg am 08. und 09. Dezember 1989.33 Dort wurde das 

Übereinkommen über die Bestimmung des zuständigen Staates für die Prüfung eines 

im Mitgliedsstaat der Europäischen Union gestellten Antrag entwickelt und schließlich 

am 15. Juni 1990 in Dublin unterzeichnet. Das Übereinkommen sollte am 01. September 

1997 in Kraft treten34 und ab da an für 12 EU-Staaten gelten (BE, DK, DE, EL, ES, FR, 

IT, LU, NL, PT, IE, UK). AT, SE und FI schlossen sich nach ihrem Beitritt in die EU an 

das Abkommen an.35   

 

Ziel des Übereinkommens war es, zunächst einheitliche Normen zur Zuständigkeitsbe-

stimmung für einen Antrag auf Asyl in der EU zu schaffen. Damit sollte vor allem dem 

sogenannten refugees in orbit und asylum-shopping vorgebeugt werden. 

                                                
32 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, S. 21 zu A 
33 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 8 zu A II 
34 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, S. 21 A 
35 Vgl. ebenda 
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Refugees in orbit beschreibt das Phänomen, dass sich kein Staat des Asylverfahrens 

und des Antrags annehmen möchte. Die Weiterwanderung innerhalb der EU, welche 

durch den abgewiesenen Antrag und gegebenenfalls eine damit einhergehende Ab-

schiebung von Asylbewerbern entsteht, sollte vermieden werden.36 Dem wurde durch 

das Grundprinzip des Dublin-Systems „1 MS – 1 Asylbewerber – 1 Antrag“37 vorgebeugt. 

Diese Grundlage beschreibt, dass nur ein MS der EU für die Bearbeitung eines Asylan-

trags von einem Asylbewerber zuständig ist, auch „one-chance-only“38 genannt. Durch 

dieses Prinzip sollte auch das asylum shopping minimiert werden. Hier stellen Schutz-

suchende mehrere Anträge, um somit auch verschiedene Status zu erhalten, mit denen 

möglicherweise bestimmte Leistungen für Flüchtlinge in den MS einhergehen.39 Das 

spricht jedoch dem Grundprinzip zuwider, dass für einen Asylbewerber nur die Zustän-

digkeit in einem MS vorgesehen ist.  

 

Das Übereinkommen an sich stellt jedoch nur eine Übereinkunft dar und unterlag somit 

nicht dem Gesetzgebungsverfahren der EU.40 Um, unter anderem auch das zu ändern, 

wurde die Dublin-II-VO verfasst. 

 

3.3 Dublin-II-VO 

Die rechtliche Grundlage, auf der die VO basiert, ist der Art. 61 EGV (heute Art. 67 

AUEV). Durch den Rat in Tampere 1999 wurde ein neues Konzept der GEAS entwickelt, 

welches eine Neufassung des Dubliner Übereinkommens notwendig machte. Es wurde 

der Versuch unternommen, zum einen die individuellen Interessen und Bedürfnisse des 

Schutzsuchenden, sowie die Bestrebungen der EU zur Abwehr von illegaler Migration in 

Einklang zu bringen.41 Die VO 2003/343/EG (im folgenden Dublin-II-VO genannt) trat am 

01. September 2003 in Kraft und galt für die Dublin-Staaten des Übereinkommens, sowie 

für die danach beigetretenen EU-Staaten EE, LV, LT, MT, PL, SK, SI, CZ, HU, CY, BG, 

RO und HR.42 Außerdem beteiligten sich IS, LI, NO und die CH durch Assoziierung an 

dem Abkommen.43 

 

 

                                                
36 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, S. 22 zu A 
37 Koehler, 2018, Rn. 1 zu Einführung  
38 Filzwieser / Sprung, 2014, S. 22 zu A 
39 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 8 zu Einführung 
40 Vgl. Europäisches Justizportal: EU Recht 
41 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, S. 23 zu A 
42 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, S. 25 zu A  Vgl. Europäische Union: Länder 
43 Vgl. Bundesamt für Justiz BJ: Assoziierung an Schengen und an Dublin, 2018  
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Konkretes Ziel war es zunächst eine VO mithilfe des Gesetzgebungsverfahrens der EU 

zu schaffen, damit die Regelungen für alle MS bindend sind. Außerdem sollten be-

stimmte Defizite des Dubliner Übereinkommens beseitigt und verbessert werden. Ein 

weiteres Ziel war es, die Regelungen an neue Gegebenheiten anzupassen, wie z.B. die 

Neuregelung der Visumspflicht (VO 2001/539/EG). Die Bestimmung des zuständigen 

MS sollte einfacher und somit schneller geschehen, um auch damit den Asylsuchenden 

einen effektiven Zugang zum anschließenden nationalen Verfahren zu leisten.44 Es 

wurde ein Kriterienkatalog festgelegt, nach denen sich die MS bei der Zuständigkeitsbe-

stimmung richten müssen, welcher eine bestimmte Rangfolge enthält. In dieser hatte die 

Familie oberste Priorität, sodass Kernfamilien nicht mehr während des Verfahrens ge-

trennt werden dürften. Des Weiteren wurde die EURODAC-VO, die Aufnahme-Asylver-

fahrens- und Qualifikationsrichtlinie mit aufgenommen (s. 2.2), um das Asylverfahren zu 

präzisieren.  

 

Nach dem Grundgedanken der Dublin-II-VO ist der MS zuständig, in dem der Asylbe-

werber zuerst angekommen ist, es sei denn, es liegen außerordentliche Kriterien (wie 

UMA, Familie in MS, bereits erteilter Aufenthaltstitel / Visum) vor (Art. 5 i.V.m. Art. 10 

Dublin-II-VO). Die Entstehung der Dublin-II-VO führte in den Verhandlungen zu großen 

Konflikten der Parteien der MS, jedoch setzte sich schließlich die endgültige Fassung 

durch. Mithilfe des Dublin-Systems wurden einheitliche Regelungen zur Bestimmung der 

Zuständigkeit eines Asylantrages in der EU, auf Grundlage der GFK sowie der Europäi-

schen Grundrechtscharta geschaffen.45 Die Dublin-II-VO erlangte fast 10 Jahre Gültig-

keit bis sie von der Dublin- III-VO ersetzt und damit ausgebessert wurde. 

 

Es gab einige Defizite in der Dublin-II-VO, was sich besonders in dem EMGR-Urteil vom 

21. Januar 2011 (Nr. 30696/09) zeigte. Dabei ging es um einen Rechtsstreit zwischen 

Belgien und Griechenland. Die Sachlage stellte dar, dass ein Asylbewerber in Belgien 

einen Antrag stellte, für welchen sich nach Prüfung der VO Griechenland als zuständig 

erwies. Problematisch bei der Überstellung des Asylsuchenden von Belgien nach Grie-

chenland waren die dort vorgefundenen Lebensumstände. Er wurde zunächst in einer 

Sammelunterkunft im Athener Flughafen aufgenommen, in welcher laut EGMR men-

schenunwürdige Zustände herrschten. Der Antragsteller hatte kein eigenes Bett, es gab 

keine Sanitäranlagen und der Raum war aufgrund fehlender Belüftung überhitzt. Nach-

dem er die Unterkunft verlassen konnte, kam ihm keine Hilfe zur Wohnungs- und Job-

suche zu. Er war also für die nächsten Monate obdachlos.46  

                                                
44 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, S. 23f zu A 
45 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, S. 24 zu A 
46 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, S. 50f zu E 
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Im Urteil bekräftigte der EGMR, dass eine solche Überstellungen gegen den Art. 3 EMRK 

verstoßen und somit rechtswidrig sind. Zum einen überließ Belgien den Asylbewerber 

dem MS Griechenland und übernahm keine Verantwortung, dass es dort ein rechtmäßi-

ges und gerechtes Asylverfahren bekommt. Außerdem setzte Griechenland wissentlich 

den Antragssteller aus und ließ ihm keine Unterstützung zukommen. Das Beispiel zeigt 

deutlich die Defizite im Dublin-System und den dazugehörigen Richtlinien. Sie konnten 

nicht von jedem MS adäquat umgesetzt werden, sodass es sogar zu Überstellungsver-

boten kam.47  

 

Um u.a. diese Mängel und Defizite aus der Dublin-II-VO zu beheben, wurde die Dublin-

III-VO entwickelt. Zentrale Änderungen waren zum einen, dass mithilfe des Art. 3 Abs. 2 

UAbs. 2 Dublin-III-VO nun keine Überstellungen in einen MS erfolgen durften, wo syste-

mische Mängel vorliegen, die Menschenrechtsverletzungen hervorbringen. Das o.g. Ur-

teil fand hier seine rechtliche Regelung und Umsetzung. Weitere Änderungen waren z.B. 

neue Garantien für Minderjährige oder des einstweiligen Rechtschutz. Im Folgenden 

werden die Normen der Dublin-III-VO detailliert beschrieben.48

                                                
47 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, S.50 zu E 
48 Vgl. Sächsischer Flüchtlingsrat: Dublin III Verordnung  



 

  16 

4 Dublin-III-VO  

4.1 Allgemeines  

Die Europäische Kommission publizierte im März 2007 einen Bericht zur Bewertung des 

Dubliner-Systems, aus dem Mängel in der Anwendung der Normen hervorgingen. Vor 

allem gab es verschiedenste Komplikationen bei der tatsächlichen Anwendung und Ef-

fizienz der damals gültigen Dublin-II-VO.49 Grundsätzlich bewertete die Kommission die 

Normen des Systems als gut, jedoch verlief die praktische Umsetzung der Dublin-II-VO 

nicht wie vorgesehen50. Dort sollte angesetzt werden, um eine Änderung zu schaffen. 

 

In der Mitteilung der Kommission an den Europäischen Rat, den Rat, den Europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss und an den Ausschuss der Regionen vom 17. Juni 

2008 verlautete sie eine Vorstellung der künftigen Asylstrategie.51 Dabei standen beson-

ders drei Schwerpunkte im Fokus. Zum einen sollte darauf gezielt werden, eine Harmo-

nisierung des europäischen Asyl- und Flüchtlingsrecht zu erreichen, damit einheitliche 

und effizientere Normen geschaffen werden. Zur Umsetzung war die Änderung verschie-

dener Richtlinien notwendig. Weiterhin wurde die Bestrebung festgehalten die Zusam-

menarbeit der MS zu stärken, sodass Asylentscheidungen innerhalb der EU einheitlich 

einhergehen. Außerdem wurde auf das bestehende Solidaritätsprinzip aus Art. 80 AUEV 

hingewiesen. Die MS sollten sich gegenseitig helfen, da es aufgrund der unterschiedli-

chen geografischen Lage zu einer ungerechten Verteilung der Flüchtlinge innerhalb der 

EU kam. Durch gemeinsame Verantwortung für die belasteten MS aber auch mit finan-

zieller Unterstützung sollten diese Ungleichheiten vermindert werden.52  

 

Auf Grundlage dieser Mitteilung nahm der Europäische Wirtschafts- und Sozialaus-

schuss und der Ausschuss der Regionen Stellung zu der Problematik. Weiterhin wurde 

das Thema im Europäischen Parlament diskutiert, bis schließlich die Dublin-III-VO am 

19. Juni 2013 veröffentlicht wurde und ab 01.01.2014 umzusetzen war.53 Sie ist gültig 

für alle MS der EU, wie auch für NO, IS, LI und der CH durch verschiedene Assoziie-

rungsabkommen.54  

 

 

                                                
49 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Bericht der Kommission zur Bewertung des Dublin-Systems, 06.06.2007, S. 14 
50 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Künftige Asylstrategie, 17.06.2018, S. 2 
51 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Künftige Asylstrategie, 17.06.2018, S. 1 
52 Vgl. ebenda 
53 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, S. 27 zu IA 
54 Vgl. Bundesamt für Justiz BJ: Assoziierung an Schengen und an Dublin, 2018 
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4.2 Verfahren  

Um zunächst klare Normen zu schaffen, sind in Art. 2 Dublin-III-VO Definitionen zu fin-

den. Das Verfahren beginnt grundsätzlich mit der Antragstellung eines Drittstaatsange-

hörigen oder Staatenlosen auf internationalen Schutz, Art. 20 Dublin-III-VO. Anträge auf 

internationalen Schutz umfassen die Feststellung einer Flüchtlingseigenschaft nach der 

GFK, sowie die Gewährung von subsidiärem Schutz in der EU.55 Mit Abgabe der Wil-

lenserklärung des Schutzsuchenden, dass ein solcher Status festgestellt werden soll, 

beginnt das Verfahren. Maßgeblich dafür ist der Zeitpunkt der Abgabe bei der zuständi-

gen Behörde.56 Der MS, in dem der Antrag gestellt wurde muss nun prüfen, ob er zu-

ständig ist. Einschlägig hierfür ist die Rangfolge aus Art. 7 Dublin-III-VO. Danach richtet 

sich die Zuständigkeit nach dem hierarchischen Kriterienkatalog der Art. 8 bis 15 Dublin-

III-VO. Wenn hier kein Kriterium einschlägig ist, ist der MS zuständig, wo der Antrag zum 

ersten Mal gestellt wurde. Des Weiteren können jedoch auch Ermessensklauseln nach 

Art. 16 und 17 Dublin-III-VO vom jeweiligen MS angewendet werden. Gegebenenfalls 

erfolgt nun eine Überstellung des Antragstellers in einen anderen MS. Das geschieht 

anhand des Aufnahme- und Wiederaufnahmeverfahren gemäß Art. 20 ff Dublin-III-VO. 

Wird über den Gesuch eines anderen MS positiv entschieden, so erfolgt die Überstellung 

des Asylbewerbers in diesen MS. Zu beachten ist, dass der Asylsuchende auch einen 

Rechtsbehelf gegen die Überstellung einlegen kann. Außerdem soll während des Ver-

fahrens ein persönliches Gespräch mit dem Antragsteller durchgeführt werden, Art. 5 

Dublin-III-VO. Das dient dazu, die individuellen Bedürfnisse des Asylsuchenden später 

zu berücksichtigen. Weiterhin soll so das Verfahren für die MS erleichtert werden, da 

z.B. bestehende Familienverhältnisse besser geklärt werden können, Erwägungsgrund 

18 Dublin-III-VO. Wenn sich der Asylsuchende nun im zuständigen MS aufhält, beginnt 

das nationale Verfahren zur Anerkennung einer Flüchtlingseigenschaft. 

 

4.2.1 Rangfolge 

In Kapitel III Dublin-III-VO sind zunächst die Kriterien in geordneter Rangfolge aufgelis-

tet, nach denen geprüft wird welcher MS zuständig ist. Maßgebend hierfür ist grundsätz-

lich der Zeitpunkt der Antragstellung, was auch als Versteinerungsprinzip bezeichnet 

wird, Art. 7 Abs. 2 Dublin-III-VO. Sollten mehrere Kriterien einschlägig sein ist das erst-

gereihte Kriterium maßgebend, zu beachten ist immer das Verbot der Trennung von der 

Kernfamilie.57 Wenn keines der Kriterien einschlägig ist, ist der MS zuständig, wo der 

Antrag auf internationalen Schutz zuerst gestellt wurde, Art. 3 Abs. 2 Dublin-III-VO.

                                                
55 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 7 zu Art. 2  
56 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 6, 9 zu Art. 20 
57 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K3 zu Art. 7 
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Treffen besondere Zuständigkeitskriterien nach Art. 8 bis 15 Dublin-III-VO zu? 

4.2.2 Schematische Übersicht des Verfahrens 

Beginn des Verfahrens mit Antragstellung 
Art. 20 Dublin-III-VO 

 
 

zuerst:  Recht auf Information  Art. 6 Dublin-III-VO 
Persönliches Gespräch  Art. 5 Dublin-III-VO 

 
 

1. Art. 8 Dublin-III-VO Minderjährige  
2. Art. 9 Dublin-III-VO Familienangehörige, die Begünstigte interna-

tionalen Schutzes sind  
3. Art. 10 Dublin-III-VO Familienangehörige, die internationalen 

Schutz beantragt haben  
4. Art. 11 Dublin-III-VO Familienverfahren  
5. Art. 12 Dublin-III-VO Ausstellung von Visa, Aufenthaltstiteln 
6. Art. 13 Dublin-III-VO Einreise / Aufenthalt  
7. Art. 14 Dublin-III-VO Visafreie Einreise  
8. Art. 15 Dublin-III-VO Flughafenverfahren  

 
 
 
 

 
 
 

 
  

Welcher MS ist für die Bearbeitung zuständig? 

Anwendung der Kriterien in der angegebenen Reihenfolge 
durch folgendes Schema: 

cv 
Irgendein 
Kriterium 

zutreffend? 

ja nein 

MS zuständig nach 
vorliegender Norm 

Befindet sich 
der Antragsteller im zu-

ständigen MS? 
 

nationales Verfahren 
beginnt 

Aufnahmeverfahren Art. 21 ff Dublin-III-VO oder  
Wiederaufnahmeverfahren Art. 23 ff Dublin-III-VO 

Überstellungsbescheid in zuständigen MS Art. 26 Dublin-III-VO 
! Rechtsmittel Art.27 Dublin-III-VO 

! Haft Art. 28 Dublin-III-VO 

cv 
Werden Ermessens- 

klauseln angewendet? 
Art. 16, 17 Dublin- 

III-VO 

nein 

ja 

MS zuständig, der Er-
messensentscheidung 

ausübt 

MS zuständig, wo Antrag 
das erste Mal gestellt 

Art. 3 Abs. 2 Dublin-III-VO 

ja nein 
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4.2.3 Besondere Zuständigkeitskriterien (Art. 8 bis 15 Dublin-III-VO) 

Art. 8 Dublin-III-VO 

Das beginnende und somit zuerst zu prüfende Kriterium ist Art. 8 Dublin-III-VO, welcher 

den Umgang mit UMAs (Art. 2 lit. j Dublin-III-VO) beschreibt. Das Ziel ist es grundsätzlich 

einen Verantwortlichen für den Minderjährigen in einem MS zu finden, um ihn zu diesem 

Familienangehörigen zu überstellen. Damit ist also eine indirekte Familienzusammen-

führung geregelt, sodass die Familie nicht voneinander getrennt bleibt und die allge-

meine Achtung des Familienlebens aus Art. 7 GrCH gewahrt ist, Erwägungsgrund 14 

Dublin-III-VO.  

 

Grundsätzlich ist der MS für den UMA zuständig, indem sich ein Familienangehöriger 

rechtmäßig aufhält, Art. 8 Abs. 1 Dublin-III-VO. Zu den Familienangehörigen bei UMAs 

gehören zunächst die Mutter, der Vater oder ein anderer Erwachsener, der für ihn ver-

antwortlich ist (Art. 2 lit. g UAbs. 3, 4 Dublin-III-VO) sowie Geschwister. Haben diese z.B. 

einen Aufenthaltstitel, eine EU-Freizügigkeitsberechtigung oder eine Staatsangehörig-

keit in einem MS gilt der Aufenthalt als rechtmäßig.  

 

Weiterhin ist es notwendig, dass die Zusammenführung dem Kindeswohl dient, für diese 

Feststellung ist ein Vertreter verantwortlich. Aus Art. 6 Dublin-III-VO lässt sich entneh-

men, dass in den Entscheidungen über die Zuständigkeit eines Antrags von einem UMA 

immer das Kindeswohl im Vordergrund stehen soll. Deshalb soll jeder Minderjährige 

während des Verfahrens von einem Vertreter (Art. 2 lit. k Dublin-III-VO) unterstützt und 

repräsentiert werden, der die benötigten Kenntnisse besitzt und die individuellen Bedürf-

nisse des Antragstellers durchsetzen kann. In Deutschland ist dafür der Vormund des 

Jugendamts zuständig.58  

 

Art. 8 Abs. 1 Dublin-III-VO weitet den Anwendungsbereich auf verheiratete UMAs aus, 

dessen Ehegatte sich unrechtmäßig in der EU aufhält. Dann ist der MS zuständig, wo 

sich die Mutter, der Vater, ein anderer Verantwortlicher oder ein Geschwisterteil aufhält. 

In der Regel ist für die Kernfamilie anzunehmen, dass das Kindeswohl hier gewahrt ist, 

es sind also eher Gegenbeweise zu stellen.59  

 

 

 

                                                
58 Vgl. Vogt / Méndez de Vigo, 2019, S. 2 
59 Vgl. Vogt / Méndez de Vigo, 2019, S. 5 
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In Art. 8 Abs. 2 Dublin-III-VO wird der Personenkreis eines Verantwortlichen für den UMA 

auf Verwandte (Art. 2 lit. i Dublin-III-VO) ergänzt. Hier ist besonders nachzuprüfen ob 

z.B. der Onkel für das Wohl des Kindes sorgen kann, da keine generelle Annahme zu 

tätigen ist.60  

 

Halten sich, nach Art. 8 Abs. 3 Dublin-III-VO, mehrere Familienangehörige in der EU auf, 

ist der MS zuständig, wo das Kindeswohl am ehesten gewahrt werden kann. Wird kein 

Familienmitglied gefunden, liegt die Zuständigkeit bei dem MS, wo der Antrag zuerst 

einging, Art. 8 Abs. 4 Dublin-III-VO. Nach Art. 8 Abs. 5, 6 Dublin-III-VO kann die Kom-

mission hierfür spezielle Kriterien und Durchführungsrechtsakte erlassen, um das Kin-

deswohl und die Achtung des Familienlebens zu gewährleisten.  

 

Hat der UMA einen Verwandten, der von den in Art. 8 Dublin-III-VO genannten nicht 

vorgesehen ist (z.B. Cousin), so kann der MS die Ermessensklausel nach Art. 17 Abs. 2 

Dublin-III-VO anwenden. Danach kann der MS den MS, wo der Verwandte sich aufhält, 

ersuchen den Antragsteller aufgrund der familiären Beziehung aufzunehmen und somit 

die Zusammenführung zu ermöglichen.61  

 

Beweise der Familienbindung richten sich nach Art. 22 Dublin-III-VO und belaufen sich 

in der Regel auf Registerauszüge der Herkunftsstaaten, sowie andere Dokumente. In 

besonderen Fällen kann auch eine DNA-Analyse durchgeführt werden.62 Indizien sind 

z.B. Erklärungen der Beteiligten (ggf. aus dem persönlichen Gespräch) und die Bestäti-

gung der gemachten Angaben durch Dritte (z.B. internationale Organisationen, andere 

Zeugen). 

 

Für UMAs wurde also eine eigene Regelung festgelegt, um sie besonders zu schützen 

und sie nicht sich selbst zu überlassen, indem die Familienzusammenführung (mithilfe 

der Überstellung) mit engen sowie fernen Verwandten gewährleistet wird. 

 

Art. 9 Dublin-III-VO 

Eine Form der Zusammenführung wird auch volljährigen Antragstellern in Art. 9 Dublin-

III-VO garantiert. Dafür muss der Asylsuchende jedoch sein Zustimmungsrecht ausüben 

und den Wunsch schriftlich kundtun.  

 

                                                
60 Vgl. ebenda 
61 Vgl. Vogt / Méndez de Vigo, 2019, S. 5 
62 Vgl. Vogt / Méndez de Vigo, 2019, S. 9 
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Des Weiteren ist es erforderlich, dass der Familienangehörige aufenthaltsberechtigt in 

einem MS ist. Die Entscheidung über den zuständigen MS sowie das nationale Verfah-

ren muss also bereits beendet sein.63 Hierbei ist es unbeachtlich, ob die Familie bereits 

im Herkunftsland bestand. Entsteht also während der Flucht ein neues Familienverhält-

nis, so wird dieses aufgenommen.64 Kann das mit Beweisen und Indizien bestätigt wer-

den, ist der MS zuständig, indem sich der Familienangehörige aufhält und der Antrag-

steller ist in diesen Staat überzustellen.65  

 
Art. 10 Dublin-III-VO 

Art. 10 Dublin-III-VO ist hingegen nur dann anzuwenden, wenn noch keine Entscheidung 

über den Antrag auf internationalen Schutz des Familienangehörigen ergangen ist. Die 

Regelung greift, wenn sich ein Familienangehöriger, der bereits einen Antrag auf inter-

nationalen Schutz gestellt hat in einem anderen MS aufhält. Der Antragsteller wird dann 

in den MS übergestellt, indem sich seine Familie befindet. Das soll den Zweck haben, 

die Anträge gemeinsam zu bearbeiten und Erleichterung des Verfahrens zu schaffen. 

Dafür muss der Antragsteller ebenfalls den Wunsch verschriftlichen und seine Zustim-

mung abgeben. Auch hier gilt das Versteinerungsprinzip, das besagt, dass die Verhält-

nisse zur Antragstellung maßgebend sind.66 

 

Art. 11 Dublin-III-VO 

Wenn Art. 8, 9 und 10 Dublin-III-VO nicht einschlägig sind, wird Art. 11 Dublin-III-VO, 

das Familienverfahren geprüft. Die Regelung kommt zur Anwendung, wenn Familienan-

gehörige in zeitlicher Nähe im selben MS einen Antrag stellen und es aufgrund der Ver-

fahrensvorschriften zur Bestimmung des zuständigen MS nach der Dublin-III-VO zu ei-

ner Trennung der Familienmitglieder kommen könnte. Der Familienbegriff bestimmt sich 

hier nach Art. 2 lit. g Dublin-III-VO und wird durch Art. 11 Dublin-III-VO auf unverheiratete 

minderjährige Geschwister ausgeweitet.67  

 

Wenn sich nun nach Prüfung der Anträge der Familienangehörigen ergibt, dass mehrere 

MS zuständig sind (z.B. durch illegale Einreise über verschiedene MS) ist zunächst lit. a 

zu prüfen. Danach bestimmt sich nun die Zuständigkeit, nach dem größten Teil (nach 

den meisten Personen) der Familie.68 Ist also beispielsweise die Mehrheit der Familie 

über Italien in die EU eingereist, ist nun dieser MS zuständig.  

                                                
63 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K2 zu Art. 9 
64 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K1 zu Art. 9 
65 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K7 zu Art. 9 
66 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K2, K4, K7 zu Art. 10 
67 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K1, K4 zu Art. 11 
68 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K5 zu Art. 11 
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Lässt sich jedoch kein überwiegender Teil feststellen, ist nach lit. b der MS zuständig, in 

dem der Älteste der Familie seinen Antrag gestellt hat. Grundsätzlich ist diese Regelung 

zur Erfüllung des Wohls der Familie des 14. Erwägungsgrundes da und stellt (nicht wie 

Art. 8 Dublin-III-VO) eine eigene Rechtsgrundlage zur Familienzusammenführung dar.69 

Es würde jedoch gegen den Grundsatz sprechen, wenn abgelehnte Antragsteller hier-

durch eine erneute Antragstellung ermöglicht wird.70 

 

In der Praxis gestalten sich Probleme mit der grundsätzlichen Registrierung der Flücht-

linge. Dabei kann es vorkommen, dass die Familiennamen unterschiedlich geschrieben 

werden. Somit können die Behörden keine konkrete Familienzusammengehörigkeit fest-

stellen, wodurch die Beweislast nun bei den Antragstellern liegt.71  

 

Grundsätzlich wurde mit Art. 11 Dublin-III-VO die Möglichkeit geschaffen, das Wohl der 

Familie zu wahren, indem Trennungen ausgesetzt werden und ein schnelleres Verwal-

tungshandeln durch die gemeinsame Bearbeitung der Anträge ermöglicht werden.  

 

Art. 12 Dublin-III-VO 

Die Regelung des Art. 12 Dublin-III-VO greift dann, wenn ein Asylsuchender mit einem 

Aufenthaltstitel oder Visum einen Antrag stellt. Wurde dem Asylsuchenden einer dieser 

Titel genehmigt und wird währenddessen der Antrag auf internationalen Schutz gestellt, 

findet diese Norm Anwendung. Grundsätzlich werden die Begriffe Aufenthaltstitel und 

Visa in den Art. 2 lit. l und lit. m Dublin-III-VO definiert. Zunächst wird in Art. 12 Abs. 1 

Dublin-III-VO normiert, dass bei Besitz eines gültigen Aufenthaltstitels, der MS zuständig 

ist, der den Titel ausgestellt hat. Maßgebend ist hier wieder der Zeitpunkt der Antragstel-

lung.72 Art. 12 Abs. 2 Dublin-III-VO regelt auch das Verfahren, wenn ein gültiges Visum 

besteht. Dann ist ebenfalls der MS zuständig, der das Visum gewährt hat.73 Abweichend 

davon wird der Fall der Vertretungsvereinbarung des Art. 8 Visakodex (VO 

2009/810/EG) mit aufgenommen, nach der ein MS durch einen anderen in der Visa-

Gewährung vertreten werden kann. Dann ist folglich der Staat zuständig, der dieses Vi-

sum als Vertretung ausgestellt hat.  

 

In Art. 12 Abs. 3 Dublin-III-VO wird das Verfahren in Sonderfällen beschrieben, wenn 

der Antragsteller mehrere gültige Aufenthaltstitel oder Visa besitzt.  

                                                
69 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K9 zu Art. 11 
70 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 2 zu Art. 11 
71 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 4 zu Art. 11 
72 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K5 zu Art. 12 
73 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K6 zu Art. 12 
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Grundsatz hierfür ist, dass der MS zuständig ist, der den Titel mit der längsten Gültig-

keitsdauer ausgestellt hat. Gibt es hiervon mehrere, ist maßgeblich, welcher Titel zuletzt 

abläuft.74 Art. 12 Abs. 4 Dublin-III-VO beschreibt, wie mit abgelaufenen Titeln verfahren 

wird. Relevant für den praktischen Umgang mit Täuschungen ist Art. 12 Abs. 5 Dublin-

III-VO. Grundsätzlich ist der MS selber verantwortlich, wenn er einen falschen Titel aus-

stellt, da es ihm an der erforderlichen Sorgfalt zur Überprüfung der Angaben mangelte.75  

Kann er jedoch beweisen, dass die Fälschung eines Dokuments nach Ausstellung pas-

sierte, wird er hierfür nicht zur Verantwortung gezogen. Dann ist dieser MS nicht mehr 

zuständig.76 

 
Art. 13 Dublin-III-VO 

Dieser Artikel gilt als eine wichtige aber auch umstrittene Regelung im Dublin-System. 

Es wird der Fall einer illegalen Einreise über die Land-, See- und Luftgrenze geregelt. 

Die Norm unterscheidet grundsätzlich zwischen der illegalen Einreise (Abs. 1) und den 

länger anhaltenden illegalen Aufenthalten im MS (Abs. 2).77 

 

Wenn nach Art. 13 Abs. 1 Dublin-III-VO auf Grundlage von Indizien und Beweisen eine 

illegale Grenzüberschreitung über den Land-, See- und Luftweg aus einem Drittstaat 

nachgewiesen werden kann, ist der MS zuständig, in den illegal eingereist wurde. Wenn 

jedoch innerhalb von 12 Monaten kein Antrag auf internationalen Schutz gestellt wurde, 

erlischt die Zuständigkeit des MS. Dann ist die Zuständigkeit nach Art. 13 Abs. 2 Dublin-

III-VO oder eines anderen Kriteriums zu prüfen. 

 

Zunächst zu den einzelnen Tatbestandsmerkmalen der illegalen Einreise in Art. 13 Abs. 

1 Dublin-III-VO nach Filzwieser und Sprung: 

- Drittstaat 

Es ist zuerst festzustellen, ob die Einreise aus einem Drittstaat erfolgte. Eine 

konkrete Legaldefinition gibt es hierfür nicht, sie leitet sich aber im Umkehr-

schluss aus der Definition des Drittstaatsangehörigen Art. 2 lit. a Dublin-III-VO 

ab. Ein Drittstaat ist somit kein EU-Staat, sowie keines der Länder, welche sich 

an der Dublin-III-VO beteiligen (s. 4.1).78  

 

 

 

                                                
74 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K11 zu Art. 12 
75 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 29 zu Art. 12 
76 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 30 zu Art. 12 
77 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 1 zu Art. 13 
78 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K3 zu Art. 13 
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- Grenze eines MS per Land-, See- oder Luftweg überschritten 

Weiterhin ist es erforderlich, dass die Grenze eines MS per Land-, See- oder 

Luftweg überschritten wurde. Maßgeblich hierfür ist der Schengener Grenzko-

dex.79  

- illegal 

Diese Grenzüberschreitung müsste illegal geschehen sein. Das liegt vor, wenn 

die erforderlichen Grenzkontrollen ohne Vorhandensein eines Visums umgangen 

oder wenn ein falsches Visum vorgezeigt wurde.80 Grundsätzlich enthält diese 

Regelung eine Art Warnfunktion. Der MS, welcher die illegale Einreise nicht ver-

hindern konnte und seine Grenzen nicht ausreichen gesichert hat, soll damit zur 

Rechenschaft gezogen werden. Es wird indirekt auf die Aufgabe der GrenzMS 

hingewiesen, ihre Außengrenzen zu sichern. Mithilfe des Solidaritätsgrundsatz 

sollte dabei auch theoretisch auf Hilfe der anderen MS gesetzt werden.81 Trotz-

dem missachten die grenznahen MS teilweise die Regelung und sehen den 

Warneffekt nicht. Aufgrund von Flüchtlingsströmen sind die Außengrenzen stark 

belastet und die Asylverfahren verzögern sich in den einzelnen MS. Die Gefahr 

der Sekundärmigration steigt dadurch, sowie eine Nichtanwendung der Dublin-

III-VO (dazu in 4.2 mehr).82  

- Beweismittel und Indizien 

Diese illegale Einreise muss weiterhin mithilfe von Beweismitteln und Indizien 

festgestellt werden. Maßgeblich dafür ist Art. 22 Abs. 3 Dublin-III-VO. Nach Art. 

22 Abs. 3 lit. ai Dublin-III-VO ist ein Beweis ein förmliches Beweismittel, welches 

nicht durch einen Gegenbeweis widerlegt wird. Hierunter zählen z.B. der EURO-

DAC-Fingerabdruck (welcher in den meisten Fällen als Hauptbeweis angesehen 

wird83), Einreise- und Ausreisestempel und andere Reisedokumente.84 Indizien 

hingegen werden nach Einzelfall geprüft und stellen individuelle Anhaltspunkte 

dar, Art. 22 Abs. 3 lit. bi Dublin III- VO. Das können z.B. umfassende Erklärungen 

des Asylsuchenden oder Angaben und Bestätigung durch internationale Organi-

sationen oder Familienangehörige sein.85 Der Beweiswert von Beweismitteln gilt 

grundsätzlich als höher im Vergleich zu Indizien.86 Diese Aufzählung von Indizien 

und Beweisen ist für die gesamte Anwendung des Dublin-Verfahrens gültig.  

 

                                                
79 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K4 zu Art. 13 
80 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K6 zu Art. 13 
81 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 3 zu Art. 13 
82 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K9 zu Art. 13 
83 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 5 zu Art. 22 
84 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 9 zu Art. 13 
85 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 13 zu Art. 13 
86 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 5 zu Art. 22 
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Wenn sich ein Geflüchteter ohne Unterbrechung für fünf Monate in einem MS illegal 

aufhält, greift der Art. 13 Abs. 2 UAbs. 1 Dublin-III-VO. Dann ist der MS zuständig, in 

welchem er die fünf Monate verbracht hat. Die Tatbestandsmerkmale sind somit zu-

nächst die Unzuständigkeit eines MS (z.B. durch Abs. 1 über 12 Monate nach Grenz-

übertritt) oder die Unbekanntheit des MS, über den der Asylsuchende in die EU einreiste. 

Diese Einreise müsste illegal oder zumindest ungeklärt sein. Weiterhin ist es notwendig, 

dass Beweismittel oder Indizien (aus Maßgabe des Art. 22 Abs. 3 Dublin-II-VO) vorlie-

gen, welche den ununterbrochenen mindestens fünfmonatigen illegalen Aufenthalt in 

dem MS belegen.87 Die MS befinden sich somit in dem Zwang, etwas gegen illegale 

Aufenthalte in ihrem Hoheitsgebiet zu unternehmen. Die Warnfunktion aus Art. 13 Abs. 

1 Dublin-III-VO wird hier weiter übernommen, da nun der Staat verantwortlich für den 

Asylsuchenden ist, der den längerfristigen illegalen Aufenthalt nicht unterbunden hat und 

dem nicht weiter nachgegangen ist. Es zeigen sich dieselben Probleme wie in Art. 13 

Abs. 1 Dublin-III-VO, da vor allem die GrenzMS kaum Kapazitäten zur Prüfung der An-

träge haben und sich somit das Verfahren auch über fünf Monate ziehen könnte. Das 

Ziel ist es durch den Druck der Norm eine schnelle und effiziente Überstellung des Asyl-

suchenden in den zuständigen MS zu erreichen.88 

 

Die Kollisionsregel zu UAbs. 1 stellt die Norm des Art. 13 Abs. 2 UAbs. 2 Dublin-III-VO 

dar. Wenn sich der Antragsteller in den fünf Monaten in mehreren MS aufgehalten hat, 

so ist der MS zuständig, in welchem er sich zuletzt aufhielt. Wenn also ein Asylsuchender 

innerhalb der EU „umherwandert“, ist der MS für ihn verantwortlich, welcher ihn zuletzt 

einreisen lassen hat. Hiermit sind auch die nicht grenznahen EU-Staaten angehalten, 

ihre Außengrenzen zu schützen und illegale Umherwanderung und Aufenthalt zu ver-

hindern.89  

 

Da vor allem in der Praxis die illegale Einreise fast am häufigsten vorkommt, wird von 

dieser Regelung oft Gebrauch gemacht. Kritik gibt es hier vor allem an dem Grundsatz, 

dass der MS zuständig ist, in den illegal eingereist wird (s. 4.2). 

 

Art. 14 Dublin-III-VO 

In Art. 14 Dublin-III-VO wird die legale und visumsfreie Einreise geregelt. Der MS, der 

die visafreie Einreise ermöglicht hat, ist auch für den Antragsteller verantwortlich. In der 

Praxis findet diese Regelung wenig Anwendung.90  

                                                
87 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K17 zu Art. 13 
88 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 23 zu Art. 13 
89 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K16 zu Art. 13 
90 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 1 zu Art. 14 
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Art. 15 Dublin-III-VO 

Das sogenannte „Flughafenverfahren“ ist in Art. 15 Dublin-III-VO normiert. Es greift, 

wenn der Asylsuchende in der Transitzone eines Flughafens einen Antrag auf internati-

onalen Schutz stellt. Dann ist der MS zuständig, in dessen Hoheitsgebiet der Flughafen 

liegt. Voraussetzung ist, dass hierfür keine vorangegangene Zuständigkeit besteht, also 

z.B. die erste Einreise in den MS erfolgte.91  

 

Neben diesen aufgeführten besonderen Kriterien sind außerdem die Ermessensklauseln 

zu beachten, welche nun im Folgenden erläutert werden. 

 

4.2.4 Ermessensklauseln (Art. 16 bis 17 Dublin-III-VO) 

Die Ermessensklauseln sind dazu da, Regelungen der Dublin-III-VO zu durchbrechen 

und mit Rücksicht auf die GrCH und GFK Familien zusammen zu führen und besonders 

hilfebedürftige Personen zu schützen. 

 
Art. 16 Dublin-III-VO 

Art. 16 Dublin-III-VO regelt das Recht eines MS, die Zusammenführung von Familien-

mitgliedern aus menschenrechtlichen Gründen zu ermöglichen.92 Der Grundsatz der Hu-

manität aus der GFK wird gewahrt, indem hilfebedürftigen Personen Unterstützung von 

vertrauten und verwandten Personen gestattet werden kann.93  

 

Aus Art. 16 Abs. 1 Dublin-III-VO lässt sich eine Ermessensanwendung herauslesen, wel-

che grundsätzlich einen Antrag auf internationalen Schutz sowie den Nachweis der Hil-

febedürftigkeit vorsieht. Es muss entweder bewiesen werden, dass die Antragsteller be-

sondere Hilfe von einem Familienmitglied benötigen oder dass der Antragsteller die Hilfe 

an ein Familienmitglied leisten muss. Der Begriff der Familie ist hier weit gefasst und gibt 

keinen weiteren Raum zur Auslegung. Die vollständige Aufzählung muss so hingenom-

men werden.94  

 

Zu den abhängigen Personen zählen Schwangere oder frisch gewordene Mütter, schwer 

Kranke oder Menschen mit Behinderung sowie Alte. Der Nachweis hierfür erfolgt im 

Zweifel durch ärztliche Untersuchungen bei Einreise in die EU.95  

                                                
91 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 1 - 3 zu Art. 15 
92 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K3 zu Art. 16 
93 Vgl. Koehler, 2018, Rn 1, 2 zu Art. 16 
94 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K1 zu Art. 16 
95 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 7 zu Art. 16 
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Das Tatbestandsmerkmal: „auf die Unterstützung angewiesen“ ist weit zu fassen, da bei 

den genannten abhängigen Personen meist anzunehmen ist, dass Hilfe im Alltag brau-

chen. Grund dafür ist z.B. eine neue Sprache aber auch vorhandene Trauma, die die 

Geflüchteten aus den Herkunftsländern durch Krieg und Terror mit sich tragen. Hier wird 

ebenfalls auf den Grundsatz der Wahrung der Humanität abgestellt.96 Der Asylsuchende 

muss diesen Wunsch schriftlich kundtun.  

 

In Art. 16 Abs. 2 Dublin-III-VO kann kein Ermessen ausgeübt werden, hier ist eine ge-

bundene Entscheidung notwendig.97 Wenn sich ein Familienangehöriger des Antragstel-

lers (aus Abs. 1 abhängige Person) rechtmäßig in einem anderen MS aufhält, ist der MS 

auch für den Antragsteller zuständig, soweit er dort einreisen kann. Ist der Antragsteller 

längerfristig nicht reisefähig würde die Überstellung gegen Art. 3 EMRK verstoßen, somit 

bleibt der MS zuständig, in dem sich die Person aufhält. Die Reise(un)fähigkeit muss 

von einem staatlichen Amtsarzt untersucht werden.98 

 
Art. 17 Dublin-III-VO 

Art. 17 Abs. 1 Dublin-III-VO beschreibt das sogenannte Selbsteintrittsrecht der MS. Mit 

der Norm ist es für einen unzuständigen MS möglich, sich als zuständig für den Asylan-

trag zu erklären und die Person aufzunehmen. Das Kriteriensystem des Dublin-Verfah-

rens wird damit aufgebrochen, da sich der MS unter Ermessensausübung über die Re-

gelungen hinwegsetzen kann. Die Norm wurde für Fälle konstruiert, die besonders au-

ßergewöhnlich sind, um die Grundrechte zu sichern.99 Sie könnten beispielsweise grei-

fen, wenn nach der Zuständigkeitsbestimmung ein MS für den Geflüchteten verantwort-

lich wäre, in dem systemische Mängel der Aufnahmebedingungen vorliegen.100 Ein MS 

der einen Asylsuchenden über diesen Weg aufnimmt, muss die anderen Staaten über 

das DubliNET101 informieren.102 

 

Art. 17 Abs. 2 Dublin-III-VO wurde bereits in Art. 8 Dublin-III-VO als Ausweichnorm be-

schrieben. Sie dient dazu andere Familienmitglieder als dort aufgeführt, mit dem UMA 

zusammen zu führen. Damit kann der MS, der das Dublin-Verfahren durchführt einen 

anderen MS ersuchen den Asylbewerber aus humanitären Gründen, insbesondere aus 

familiärem oder kulturellem Kontext, aufzunehmen.  

                                                
96 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 9, 11 zu Art. 16 
97 Vgl. Koehler, 2018, Rn 17 zu Art. 16 
98 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 22 zu Art. 16 
99 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K1,2 zu Art. 17 
100 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 10 zu Art. 17 
101 DubliNET ist „ein geschütztes elektronisches Netz“, welches nationale Behörden „bei Prüfung von Asyl-
anträgen nutzen“ Kommune 21: DubliNET prüft Asylanträge 
102 Vgl. Koehler, 2018, Rn 18 zu Art. 17 
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Familiäre Gründen wären z.B. ein Verwandtschaftsgrad, welcher von der Dublin-III-VO 

noch nicht erfasst ist, wie beispielsweise Cousins. Ein kultureller Kontext wäre z.B. eine 

bessere sprachliche Orientierung des Antragstellers. Die Begriffe und Anwendung der 

Regelung sollen hier weit gefasst sein, um die Humanität zu wahren. Die Vorschrift ist 

auf Ermessen gestützt und muss nicht zwingend vom MS ausgeübt werden.103 

 

Die Vorschrift des Art. 17 Dublin-III-VO sieht eine Absehung vom Grundsatz des Art. 3 

Abs. 1 Dublin-III-VO vor. Praktisch kann dies jedoch aus Gründen der Überbelastung 

von MS zu Problemen führen, da es für die Ermessensausübung zunächst einer umfas-

senden Prüfung und Begründung bedarf, welche viel Zeit in Anspruch nimmt.  

 

4.2.5 Aufnahme- / Wiederaufnahmegesuch (Art. 21 bis 25 Dublin-III-VO)  

Ist ein MS nicht zuständig für den gestellten Asylantrag wird der Asylsuchende in den für 

zuständig erachteten MS überstellt. Dafür ist zuerst ein Gesuch des unzuständigen MS 

zu stellen, welcher wiederum beantwortet werden muss. Bei positiver Beantwortung wird 

der Asylsuchende überstellt (Art. 26 Abs. 1 Dublin-III-VO). In Art. 20 Dublin-III-VO ist die 

Einleitung dieses Verfahrens geregelt. Die Norm gilt auch für die gesamte VO (s. 4.2.1). 

 

Art. 21 und 22 Dublin-III-VO regeln das Aufnahmeverfahren. Es wird dann eingeleitet, 

wenn der unzuständige MS erstmalig eine Anfrage an den ersuchten MS zur Aufnahme 

des Asylsuchenden stellt. Es darf über seinen Status noch keine abschließende Ent-

scheidung ergangen sein.104 Die Regelfrist zur Stellung des Gesuchs beträgt drei Mo-

nate ab Erstantrag. Sie wird auf zwei Monate verkürzt, wenn es im EURODAC-System 

eine Treffermeldung gab, also der Asylsuchende bereits dort abgespeichert ist.105 Über 

das DubliNET sollen sich betroffene MS über die Gesuche austauschen und die vorge-

gebenen Formblätter nutzen, um das Verfahren zu vereinfachen, Art. 21 Abs. 3 Dublin-

III-VO.106 In Art. 22 Dublin-III-VO ist die Antwortfrist des ersuchten MS auf den Gesuch 

normiert. Hier wird eine Entscheidungsfrist von zwei Monaten festgelegt.107 Wenn diese 

Frist nicht eingehalten wird, ist eine Zustimmung anzunehmen. Hiermit wurde ein Warn- 

und Sanktionscharakter geregelt, damit die Normen auch effizient von den Behörden 

durchgesetzt werden. Sie sind „selbst Schuld“, wenn die Frist nicht eingehalten wird und 

haben dann auch die Verantwortung über den Asylsuchenden.108  

 

                                                
103 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K15 zu Art. 17   
104 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 3, 4 zu Art. 21 
105 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K3 zu Art. 21  Vgl. Koehler, 2018, Rn. 9 zu Art. 21 
106 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 15 zu Art. 21 
107 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K4 zu Art. 21 
108 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K15, K16 zu Art. 21 
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Nach Art. 21 Abs. 2 Dublin-III-VO hat der MS die Möglichkeit ein Dringlichkeitsverfahren 

einzuleiten, um Überstellungen zu beschleunigen, wenn beispielsweise ein Familienver-

fahren greifen könnte.109 Die Antwortfrist umfasst mindestens eine Woche.110  

 

In Art. 22 Dublin-III-VO sind die Normen zu Beweismitteln und Indizien zu finden, wie sie 

bereits zu Art. 13 Dublin-III-VO erklärt wurden.  

 

Wird ein neuer Asylantrag, nach einer bereits erfolgten Entscheidung im ersuchenden 

MS gestellt, so greift Art. 23 Dublin-III-VO. Das Wiederaufnahmeverfahren beschreibt 

grundsätzlich das Vorgehen, wenn bereits die Zuständigkeitsbestimmung erfolgt ist und 

der Asylsuchende nun in den zuständigen MS wieder aufgenommen wird. Der Art. 23 

Dublin-III-VO wurde aufgrund der häufigen Mehrfachanträge, welche man in der Gültig-

keitsdauer der Dublin-II-VO verzeichnete, erstellt, um hierfür Normen zu treffen. Der un-

zuständige MS, bei dem ein erneuter Antrag eingeht, hat ein Wiederaufnahmegesuch 

an den zuständigen MS innerhalb von drei Monaten und wenn es einen EURODAC-

Treffer gibt von zwei Monaten zu stellen. Wird diese Frist vom MS, der ersuchen könnte, 

nicht eingehalten, gilt dieser als zuständig.111 

 

Neben dem Wiederaufnahmegesuch bei erneuter Antragstellung wurde auch der Ge-

such bei keiner Antragstellung in Art. 24 Dublin-III-VO normiert. Hierfür muss festgestellt 

worden sein, dass der MS nicht zuständig ist, wer der andere zuständige MS sein könnte 

und wo sich der Asylsuchenden illegal im Hoheitsgebiet aufhält sowie, dass er dort kei-

nen neuen Asylantrag gestellt hat. Ziel der Regelung ist es, den Asylsuchenden an einer 

Umgehung des Asylverfahrens zu hindern, indem er keinen neuen Antrag stellt. Er darf 

sich nicht im unzuständigen MS aufhalten, obwohl bereits ein zuständiger MS bestimmt 

wurde.112 Die Frist zur Stellung des Gesuchs beträgt wieder drei Monate, wenn kein EU-

RODAC-Treffer vorliegt, ansonsten zwei Monate. 

 

In Art. 25 Dublin-III-VO ist die Antwort auf den Wiederaufnahmegesuch, welcher der 

beiden Formen ist dabei unerheblich, geregelt. Sie beträgt regulär einen Monat wird aber 

durchbrochen, falls es einen EURODAC-Treffer gab, dann sind es zwei Wochen. Hier 

gilt die Zustimmungsfiktion, falls die Antwort verfristet ist, gilt es als stillschweigenden 

Annahme und der Asylsuchende muss aufgenommen werden.113 

 

                                                
109 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 12, 13 zu Art. 21 
110 Vgl. Koehler, 2018, Rn. 15 zu Art. 21 
111 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K2, K3, K6 zu Art. 23 
112 Vgl. Koehler, 2018 Rn. 1, 3 zu Art. 22 
113 Vgl. Filzwieser / Sprung, 2014, K1, K2 zu Art. 22 
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4.2.6 Haft im Dublin-Verfahren (Art. 28 Dublin-III-VO) 

Gemäß Art. 28 Dublin-III-VO ist es zulässig einen Asylbewerber in Überstellungshaft zu 

nehmen, wenn eine erhebliche Fluchtgefahr vorliegt. Das soll bei Fluchtgefahr die Über-

stellung sicherstellen. Nach Art. 5 Abs. 1 lit. f EMRK ist dies zulässig.114 Die Haftzeit soll 

so kurz wie möglich sein, maximal einen Monat dauern und muss immer unter einem 

Verhältnismäßigkeitsgrundsatz beleuchtet werden.115  

4.3 Kritik  

Als es 2015 zu der größten Migrationsbewegung in der EU seit dem Zweiten Weltkrieg 

kam, wurde das Dubliner System auf die Probe gestellt. 2015 gingen 1,25 Millionen Asy-

lerstanträge innerhalb der EU ein116, zwar sinkt die Anzahl stetig, jedoch ist aufgrund der 

politischen Entwicklung keine Normalisierung der Situation zu erwarten. Seit Beginn der 

Migrationsbewegungen bis heute gibt es am Dublin-System und seiner Handhabung Kri-

tik aus unterschiedlichen Lagern. Deshalb soll im Folgenden sowohl die Position von 

Asylbefürwortern, als auch von den zunehmenden Gegnern jeglicher Migration, darge-

stellt werden.  

4.3.1 Asylbefürworter  

Im Juni 2015 wurde ein Memorandum des Deutschen Anwaltvereins, der AWO, der Di-

akonie, PRO ASYL, des Paritätischen Wohlfahrtsverband, der Neuen Richtervereini-

gung sowie des Jesuiten-Flüchtlingsdienst Deutschland veröffentlicht, welche zwei 

grundsätzliche Fehler und Folgen dieser im Dubliner-System aufzeigen.117  

 

Der erste Mangel umfasst die Zuständigkeitsregel bei illegaler Einreise. Der Staat über 

den zuerst eingereist wird, gilt in den meisten Fällen als zuständig. Das führt zu einer 

ungleichen Verteilung der Schutzsuchenden, da natürlich die Grenzstaaten wesentlich 

härter und öfter betroffen sind. Fluchtrouten und -bewegungen sind für Geflüchtete nicht 

beeinflussbar, sie nehmen die „sicheren“ und üblichen Wege nach Europa (s. 6.) und 

kommen somit in Grenzstaaten wie Griechenland, Malta aber auch Ungarn oder Bulga-

rien an.118 Das Asylsystem in Griechenland warf schon vor der Krise 2015 erhebliche 

Lücken auf, sodass Überstellungen von Asylsuchenden aufgrund der menschenunwür-

digen Zustände nicht praktiziert werden sollten.119  

                                                
114 Vgl. Koehler, 2018, Rn 1, 2 zu Art. 28 
115 Vgl. Marx, 2017, III zu § 8 
116 Vgl. Europäisches Parlament: Migration nach Europa, 2019 
117 Vgl. Memorandum, 2015, S. 3 
118 Vgl. Memorandum, 2013, S. 4 
119 Vgl. EGMR v. 21.01.2011, 30696/09 (s. 3.2) 
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Als in 2015 Geflüchtete über die sogenannte Balkanroute120 in die EU einreisten, wurden 

die dortigen Asylsysteme ebenfalls unter Druck gesetzt. Die Anzahl von Asylerstanträ-

gen in Ungarn verdoppelte sich fast von 2013 auf 2014. Dem konnte und wollte Ungarn 

nicht mehr stattgeben und schloss im September 2015 die Grenze mithilfe eines Grenz-

zauns. Die Zustände von wartenden Flüchtlingen vor der Grenze oder illegale Über-

schreitung waren menschenunwürdig.121 Die gesamte Problematik, der menschenun-

würdigen Unterbringung in Griechenland sowie der Grenzabschottung in Ungarn rührt 

daher, dass es im Dubliner System keine gerechte Verteilung der Geflüchteten gibt und 

die Grenzstaaten somit dauerhaft überlastet werden. 2014 wurden 72 % der Asylerstan-

träge in der EU von allein fünf MS bearbeitet.122 Im Grünbuch der Europäischen Kom-

mission wurde dieser Fehler bereits 2007 festgehalten, indem festgestellt wurde, dass 

aufgrund der geographischen Lage und der Fluchtbewegungen bestimmte MS unter ei-

nem besonderen Migrationsdruck stehen.123 Ein weiteres Problem in diesem Zusam-

menhang ist die Sekundär- oder Binnenmigration. Also die Weiterwanderung von Flücht-

lingen innerhalb der EU zu einem gewünschten oder zumindest anderem MS als dem 

Grenzstaat.124 Die Asylsuchenden setzen sich logischerweise nicht den menschenun-

würdigen Zuständen in den überforderten und überlagerten MS aus, wo sie z.B. im Aus-

nahmezustand in Hot-Spots (Erstaufnahme von Asylsuchenden in Griechenland und Ita-

lien) oder im Zelt vor einer Grenze leben müssen. Das führt dazu, dass innerhalb der EU 

illegale Aufenthalte von Schutzsuchenden zunehmen, die nicht registriert sind. Es ist 

kaum mögliche einen Migrationsstrom aufzuhalten. Ein beliebtes Zielland ist Deutsch-

land, welches aufgrund der Überforderung der Grenzstaaten Geflüchtete aufnehmen 

muss.  

 

Laut Memorandum kommt es in den überlasteten MS zu einem zweiten gravierenden 

Fehler, indem die festgelegten einheitlichen Standards der Schutzgewährung durch die 

Richtlinien nicht konsequent umgesetzt werden. Die Überlastung der Asylsysteme führt 

zu einer Missachtung und Nichtanwendung der Vorschriften.125 In Deutschland wurden 

2017 knapp 199.000 Asylanträge gestellt, womit wir Spitzenreiter sind.126 Die einzelne 

Reihenfolge der Zuständigkeitskriterien zu prüfen, das erforderliche persönliche Ge-

spräch durchzuführen gegebenenfalls Aufnahmeersuchen an mögliche zuständige MS 

zu stellen und diese abzuwarten erfordert ausreichend Personal und Kapazitäten.  

                                                
120 s. Anhang 1 
121 Vgl. Pro Asyl: Balkanroute. Eine Chronik der Abschottung, 2016 
122 Vgl. Rossi, 2016, Rn. 21a zu Art. 78 AEUV 
123 Vgl. Grünbuch über das zukünftiges Gemeinsame Europäische Asylsystem, 2007, S. 12 
124 Vgl. ebenda 
125 Vgl. Memorandum, 2015, S. 4 
126 Vgl. EUROSTAT, Pressemitteilung: Asyl in den EU-Staaten, 2018, S. 4 
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Innerhalb Deutschlands werden die Asylsuchenden mit dem Königsteiner Schlüssel (s. 

7.1.2) verteilt, sodass die Aufteilung gerecht ist und kein Bundesland überfordert werden 

soll. Dieses sorgt jedoch nur dann für ein Gleichgewicht, solange bundesweit genug Ka-

pazitäten vorhanden sind. Die Kommission stellte bereits in den Gründen zum Dublin-

IV-VO Vorschlag (s. 7.1) fest, dass bestimmte Verfahrensgrundsätze national meist nicht 

beachtet oder spärlich angewendet werden.127 Art. 78 AUEV normiert, dass einheitliche 

Standards in der EU notwendig und einzuhalten sind, jedoch ist das in der praktischen 

Umsetzung oft nicht der Fall. Die grundsätzliche Chance auf einen Schutzstatus hängt 

immer noch stark vom jeweiligen MS ab.128  

 

Weiterhin bezeichnen Zielke und Stahl 2015 die grundsätzliche Umsetzung von Stan-

dards mithilfe von EU-Regelungen als problematisch. Aufgrund der rechtstaatlichen Un-

terschiede, der verschiedenen Regierungsparteien mit unterschiedlichen Meinungen zur 

Einwanderung gestaltet sich eine einheitliche Normierung und Einhaltung derer als all-

gemein schwer möglich. Diese Nichteinhaltung der Standards ist also nicht nur ein Prob-

lem der Überforderung, sondern auch wie MS EU-Regelungen annehmen und tatsäch-

lich umsetzen.129 

 

Ein weiteres grundsätzliches Problem des Dubliner-Systems sind die Regelungen des 

Verursacherprinzips und ihre Folgen. Der MS, der seine Grenzen nicht angemessen si-

chert, ist meist auch verantwortlich für den illegal eingereisten Geflüchteten (s. Art. 13 

Dublin-III-VO). Obwohl eine Unterstützung der Grenzstaaten vorgesehen und gefördert 

wird, gilt das Prinzip trotzdem. Das Memorandum beschreibt dies als Verstoß gegen den 

Grundsatz der Solidarität.130 Das Verursacherprinzip fördert eine flüchtlingsfeindliche 

Einstellung von Teilen der Bevölkerung. Dadurch, dass Fehler bei der Immigrationskon-

trolle oder das Fehlen einer Kontrolle dazu führt, dass der MS die Verantwortung für den 

Asylsuchenden hat, werden Flüchtlinge als „Strafe“ für dieses Versagen aufgenom-

men.131 Die Entwicklung dieser Einstellung lässt sich anhand der Erfolge populistischer 

Bewegungen und Parteien in der EU messen. In den vergangenen Jahren haben sie 

mehr Zuspruch bekommen, insbesondere mit dem Thema Migration.132 Ein Beispiel hier-

für in Deutschland ist die Gründung von PEGIDA, welche eindeutig gegen das europäi-

sche Asylsystem demonstriert, sich gegen Migration ausspricht und die Regierung dafür 

verantwortlich macht.133  

                                                
127 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 5 
128 Vgl. Zielke, Stahl, 2015, S. 4 
129 Vgl. Zielke, Stahl, 2015, S. 5 ff 
130 Vgl. Memorandum, 2015, S. 5 
131 Vgl. Memorandum, 2013, S. 7 
132 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung: Rechtspopulismus im europäischen Vergleich, 2018  
133 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung: Sind sie das Volk?, 2015 
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An diesen Beispielen lässt sich feststellen, dass die Anwendung des Verursacherprin-

zips nicht nur Folgen für Geflüchtete, sondern auch für die Bevölkerung des Landes hat.  

 

Zudem ergeben sich neben grundsätzlichen Defiziten auch welche in der Umsetzung. 

Das Beispiel einer Asylhaft ist hier anzubringen. Sie dient eigentlich dazu, den Asylsu-

chenden bei Fluchtgefahr in Gewahrsam zu nehmen, damit es zu Überstellungen 

kommt. Dennoch wird vor allem in Ungarn die Asylhaft willkürlich zugeteilt. 2014 wurden 

40 % der männlichen Asylbewerber sofort inhaftiert. Zwar stützt sich die Haft auf Grund-

rechte, praktisch wird sie jedoch nicht rechtmäßig umgesetzt.134  

 

Diese Fehler führen zu einem Ungleichgewicht innerhalb der EU. Die Gesellschaft spal-

tet sich weiter auf und wird extremer. Die Verantwortung und der Umgang mit Flücht-

lingsströmen wird von MS zu MS hin und hergeschoben. Die grenznahen MS werden 

unter hohen Druck gesetzt, was zur Binnenmigration innerhalb der EU führt. Aufgrund 

der vielen Richtlinien und einzuhaltenden Normen ist es schwierig für die MS, jeden An-

trag sachgerecht zu prüfen und einheitliche Bedingungen innerhalb der EU zu schaffen. 

Das europäische Gleichgewicht wird damit auf die Probe gestellt.  

 

4.3.2 Asylgegner 

Populistischere Meinungen finden in der EU immer mehr Zuspruch. Deswegen ist es 

wichtig, die Kritik am Dublin-System aus dieser Sicht ebenfalls zu beschreiben.  

 

Die AfD war in der Europawahl 2019 mit 11 %135 der Wählerstimmen sehr erfolgreich. 

Sie spricht sich in ihrem Programm grundsätzlich gegen eine einheitliche Asyl- und Zu-

wanderungspolitik der EU, also gegen eine GEAS aus. Ihr Bestreben ist es eigene Re-

gelungen auf nationaler Ebene zu treffen. Sie bezeichnen das Asylrecht als „Gastrecht 

auf Zeit“136. So sollte es auch in der GFK und in den Regelungen zur GEAS festgehalten 

werden. Die AfD will anerkannte Asylbewerber trotz Aufenthaltstitel wieder in die Her-

kunftsstaaten zurückführen und dort die grundsätzlichen Fluchtprobleme angehen.137 

Aus ihrer Sicht birgt die derzeitige Asyl- und Migrationspolitik auf EU- sowie nationaler 

Ebene Gefahren für die Bevölkerung. Der „aggressiv vordringende Islam“138 bringt die 

deutschen Grundwerte ins Wanken. Dies wird ihrer Ansicht nach vor allem durch Asyl-

missbrauch und illegale Schleusernetze bestärkt.139  

                                                
134 Vgl. ProAsyl: Migrationshaft heißt jetzt Asylhaft, 2014 
135 Vgl. Der Bundeswahlleiter: Europawahl 2019 
136 Vgl. Alternative für Deutschland: Migration 
137 Vgl. tagesschau: Wahlprogramme im Vergleich, 2019 
138 Vgl. Alternative für Deutschland: Migration 
139 Vgl. ebenda 
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Die Arbeit der EU in Sachen der gemeinsamen Asylpolitik sollte sich lediglich auf Rege-

lungen von Abschiebungen und Rückführungen der Flüchtlinge in die Herkunftsländer 

beschränken.140 Weiterhin sieht die AfD das europäische Asylverfahren als gescheitert, 

da es im Krisenfall nicht umgesetzt und befolgt wird. Sie fordert lediglich nationalen Re-

gelungsgehalt hierfür. Außerdem sollen die Außengrenzen der EU gesichert werden, 

damit der Migrationszustrom abgefangen wird. Für diese Sicherung ist jeder einzelne 

MS selbst zuständig. Auf Anfrage würde die AfD den anfragenden MS dabei unterstüt-

zen.141 

 

Ähnliche Gedanken äußert die FN mit ihrer Parteichefin Marine Le-Pen in Frankreich. 

Ihre Partei wird allgemein als „fremdenfeindlich, antimuslimisch und antieuropäisch“142 

eingestuft. In ihrem Wahlprogramm von 2017 welches den Slogan „Im Namen des Vol-

kes“143 trug, rief sie u.a. gegen den Islam, die Globalisierung und die Macht Brüssels 

auf.144 Die FN wirft der EU Massenimmigration ohne Überwachung und Steuerung vor. 

Sie haben eine eigene Vision von einem „Europa der freien Nationen“145 indem die Au-

ßengrenzen gesichert und kontrolliert werden und das nationale Recht Vorrang hat. Ma-

rine Le-Pens Forderung ist es die Einwanderung auf jährlich 10.000 Flüchtlinge zu be-

grenzen.146 Sie spricht sich also auch gegen das GEAS aus.  

 

Eine solche flüchtlings- und europafeindliche Einstellung ist ebenfalls in Ungarn zu fin-

den. Der Ministerpräsident Victor Orbán hat sich bereits 2015 mit dem Bau des Stachel-

drahtzauns gegen eine GEAS ausgesprochen und darauf Taten folgen lassen. Er ver-

weigert grundsätzlich eine „Vermischung von Völkern“147 und sieht die Einwanderungs-

politik der EU als gescheitert an. Er argumentiert damit, dass die MS keine Einwande-

rung von Flüchtlingen wollen. Außerdem schlägt er vor, die Hilfe in die Herkunftsländer 

zu bringen und das Problem vor Ort anzugehen, damit es nicht zur Flucht kommt. Orbán 

sieht in der Migration eine große Gefahr.148  

 

 

 

 

                                                
140 Vgl. tagesschau: Wahlprogramme im Vergleich, 2019 
141 Vgl. Alternative für Deutschland: Migration 
142 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung: Der Front National 
143 Vgl. Kempin, 2017, S. 29 
144 Vgl. ebenda 
145 Vgl. Kempin, 2017, S. 18 
146 Vgl. ebenda 
147 Vgl. Govedarica, 2018  
148 Vgl. ebenda 
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Italiens Ex-Innenminister Matteo Salvini, der Parteichef der rechten Lega, hat im Som-

mer 2019 Flüchtlingsrettungsschiffe verboten, in italienischen Häfen zu ankern. Er 

sprach sich gegen Migration von Flüchtlingen nach Italien aus, da das Land sich auch 

nicht ausreichend durch die EU unterstützt fühlte.149 

 

Im Allgemeinen lassen sich zwei Gemeinsamkeiten der Forderungen von populistische-

ren Vertretern der MS in Sachen Asylpolitik herausfiltern. Zum einen wird eine GEAS 

nicht als notwendig und eher überflüssig angesehen. Es werden nationale Regelungen 

zur Begrenzung von Migration gefordert, die jeder MS alleine durchführt. Zum anderen 

ist es Ziel, Europas Außengrenzen abzuriegeln. Darunter fallen auch Überlegungen der 

„Festung Europa“, welche sich gegen Migration in die EU ausspricht, um Zuwanderung 

zu stoppen.150 Konkrete Defizite werden weniger thematisiert, da das allgemeine System 

der Regelungen der GEAS kritisiert wird.  

 

4.3.3 Zwischenfazit 

Zusammengefasst gibt es viele Kritikpunkte an der aktuellen Dublin-III-VO, welche einer 

Änderung bedürfen. Ich persönlich finde es grundsätzlich gut, dass die EU sich der Sa-

che der GEAS angenommen und einheitliche Normen festgelegt hat. Vor allem die Mög-

lichkeiten der Familienzusammenführung und die Achtung des Kindeswohls sowie den 

Grundsatz der Humanität halte ich für gute Ansätze. Jedoch stimme ich der Kritik des 

Memorandums zu, dass der Art. 13 Dublin-III-VO und das Verursacherprinzip Fehler im 

System darstellen. Ich kann gut verstehen, dass Geflüchtete sich dies zu ihrem Nutzen 

machen und in die gewünschten MS weiterwandern. Der Grundsatz der Solidarität sollte 

gleichmäßig eingehalten werden. Das erfordert gegenseitige Akzeptanz, Respekt und 

Humanität.  

 

Außerdem denke ich, dass die individuellen Bedürfnisse der Schutzsuchenden weiter in 

den Fokus gestellt werden sollen. Vor allem die Ermessensklauseln müssen praktisch 

von den MS umgesetzt werden, sodass der Asylbewerber unter guten Bedingungen in 

der EU Schutz suchen kann. Hier ist es wichtig, dass kulturelle und sprachliche Bedürf-

nisse beachtet werden.  

 

 

 

                                                
149 Vgl. Welt: Italien schickt Boot mit über 600 Flüchtlingen weiter nach Malta, 2018  
150 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung: Festung Europa, 2013 
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Ich zweifle besonders an der Wirksamkeit der Asylhaft. Meines Erachtens sollte kein 

Mensch in Gewahrsam genommen werden, ohne dass es einen berechtigten Grund gibt. 

Es gäbe sicherlich andere Lösungen, einen Antragsteller vor erheblicher Fluchtgefahr 

abzuhalten als ihn freiheitsentziehenden Maßnahmen auszusetzen. 

 

Den Kritikpunkten und Überlegungen von Asylgegnern kann ich keinen Zuspruch geben, 

da ich die Auffassung nicht vertrete. Meiner Meinung nach sollte Menschen in Not ge-

holfen werden. Jeder hat die Chance, in einem anderen Land Zuflucht zu finden, wenn 

diese benötigt wird. Natürlich darf es auch keine unkontrollierte Zuwanderung geben. Es 

sollten die nationalen Aufnahmekapazitäten sowie der individuelle Hintergrund des Ge-

flüchteten beachtet werden.  

 

Ich halte es für notwendig, dass die Kapazitäten zur Durchführung der Dublin-III-VO ver-

stärkt werden, sodass die festgelegten Standards auch eingehalten werden können. Im 

Gegensatz zur Dublin-II-VO war die Dublin-III-VO ein Schritt nach vorne, der jedoch 

ebenfalls Besserungen bedarf.
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5 Derzeitige und zukünftige Fluchtbewegungen 

Aufgrund der Diskussion über die Organisation „Sea-Watch“151 wurde das Thema der 

Fluchtrouten und Migration von Flüchtlingen in der EU im Sommer 2019 wieder in den 

Mittelpunkt gerückt. Da Ungarn seine Grenzen offiziell geschlossen hat und dadurch die 

Balkanroute nicht mehr zur Einreise in die EU genutzt werden kann, flüchten Asylsu-

chende nun über das Mittelmeer. Problematisch sind dabei vor allem die Fluchtbedin-

gungen. Die Bilder von überfüllten Schlauchbooten auf dem Mittelmeer werden in allen 

Nachrichten publiziert. Im Jahr 2018 gab es 25,9 Millionen Flüchtlinge weltweit, wobei 

die meisten aus Afrika kamen.152 Aus Ländern wie Syrien, Sudan oder Nigeria fliehen 

Menschen aufgrund von Terror, Krieg und Hungersnöten.153 Im internationalen Vergleich 

der Länder mit den meisten Asylanträgen lagen allein fünf MS der EU unter den Top 

10.154 Aufgrund der geographischen Nähe zu Afrika ist es logisch, dass viele Flüchtlinge 

nach Europa migrieren wollen. Zukünftig wird es wegen der Klimakrise laut Experten 

weitere sogenannten Klimaflüchtlingen geben. Hierfür gibt es noch keine Legaldefinition 

und in europäische Überlegungen zur GEAS wurde diese Flüchtlingsgruppe noch nicht 

aufgenommen. Dennoch rechnen Experten mit jährlich weiteren sechs Millionen Flücht-

lingen, die aufgrund von Klimakatastrophen oder -entwicklungen fliehen.155 Es wird also 

zu weiteren Fluchtbewegungen in die EU kommen. 

 

Die Fluchtrouten hierfür werden über das Mittelmeer erfolgen. In Spanien, Italien und 

Griechenland enden die Routen und die Flüchtlinge müssen aufgenommen werden. In 

2018 erreichten 140.000 Flüchtlinge die EU über das Mittelmeer.156 Anhand dieser Zahl 

wird deutlich, wie problematisch die Lage für MS wird, Asylanträge ausführlich zu prüfen. 

Fraglich ist überhaupt, ob Flüchtlinge von den Staaten aufgenommen werden. Italien 

verweigerte im Sommer 2018 teilweise die Aufnahme von Flüchtlingsbooten in ihrem 

Hoheitsgebiet.157 Das entspricht jedoch grundsätzlich gegen den Grundsatz der Huma-

nität, welcher bewahrt bleiben muss. Dieses emotionale Thema muss in Zukunft behan-

delt und geklärt werden.  

 

                                                
151 „Sea-Watch ist eine gemeinnützige Initiative, die sich der zivilen Seenotrettung von Flüchtenden ver-
schrieben hat. Angesichts der humanitären Katastrophe leistet Sea-Watch Nothilfe, fordert und forciert 
gleichzeitig die Rettung durch die zuständigen europäischen Institutionen und steht öffentlich für legale 
Fluchtwege ein.“ Vgl. Sea-Watch.org: Zivile Seenotrettung von Flüchtenden  
152 Vgl. UNHCR: Statistiken, 2019 
153 Vgl. Anhang 3 
154 Vgl. Anhang 2  
155 Vgl. UNO Flüchtlingshilfe: Klimawandel als Fluchtgrund 
156 Vgl. Grafik auf S. 33 
157 Vgl. Welt: Italien schickt Boot mit über 600 Flüchtlingen weiter nach Malta, 2018  
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In der folgenden Grafik sind die Fluchtrouten über das Mittelmeer sowie die damit ver-

bundene Anzahl der Geflüchteten dargestellt. 

 
Abbildung 1
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6 Gegenwärtige Lage  

Aufgrund der berechtigten Kritik an der Dublin-III-VO und den zukünftigen Flüchtlings-

bewegungen muss eine Änderung im System der GEAS erfolgen. Bevor hierfür Vor-

schläge genannt werden, wird zunächst die gegenwärtige Lage kurz analysiert. 

 

Im Vorschlag der Kommission der Dublin-IV-VO (nähere Erläuterungen in 7.1) wird kurz 

aufgezeigt, wo die aktuellen Probleme liegen. Es wird festgehalten, dass es aufgrund 

der verschiedenen nationalen Asylsysteme innerhalb der EU sehr wichtig ist, einheitliche 

Normen festzulegen um Garantien für Asylsuchende zu sichern.158 Die Kommission be-

schreibt, dass das Dublin-System in der jetzigen Fassung nicht für unverhältnismäßigen 

Druck konzipiert ist.159 Es ist also wichtig, die Probleme auf EU-Ebene zu klären und die 

Voraussetzungen einer korrekten und richtigen Anwendung zu schaffen. Viele Verfah-

rensgarantien, welche eingehalten werden müssen, werden aufgrund des Migrations-

druck in den belasteten Ländern nicht angewendet. Darunter zählt zunächst die Infor-

mationspflicht aus Art. 4 Dublin-III-VO. Danach sollte jeder Asylbewerber bei Antragstel-

lung gesicherte Informationen über das Verfahren erhalten. In manchen MS werden u.U. 

veraltete oder gar keine Informationen zur Verfügung gestellt.160 Außerdem sieht das 

Dublin-Verfahren ein persönliches Gespräch vor. In belasteten Ländern (vor allem 

grenznahen Staaten) verzögern sich die Gespräche oder werden aufgrund von Perso-

nalmangel nicht durchgeführt.161 Die Einhaltung des Kindeswohl wird immer unterschied-

licher definiert weswegen es zu praktischen Problemen kommt. Vor allem wird dadurch 

das Misstrauen zwischen den MS gesteigert.162  

 

Die Ermessensklauseln Art. 16, 17 Dublin-III-VO finden kaum Anwendung, was ebenfalls 

von der Kommission stark kritisiert wird.163 Die Klauseln geben zwar Ermessen an, je-

doch sollten sie zum Schutz der Humanität auch ausgeübt werden.  

 

Die Inhaftierung mit unterschiedlicher Haftdauer von Asylsuchenden aufgrund von 

Fluchtgefahr während einer Überstellung wird bei 21 (von 31 Dublin-Staaten, Stand 

2016) oft genutzt.164 Das Frühwarnsystem, welches eigentlich dem Schutz eines belas-

teten MS dienen soll wurde kaum angewendet.165  

                                                
158 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 9 
159 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 10 
160 Vgl. ebenda 
161 Vgl. ebenda 
162 Vgl. ebenda 
163 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 11 
164 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 12 
165 Vgl. ebenda 
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Die Kommission stellte verschiedene Defizite bei der Anwendung des Dublin-Verfahrens 

zusammen. Sie bestätigt damit die inkorrekte Umsetzung der VO. 2018 verkündete der 

Europäische Migrationskommissar Dimitris Avramopoulos "Dublin, wie wir es kennen, 

ist tot"166. 

 

Bereits der Europäischen Migrationsagenda von 2016 wurden einzelne Sofortmaßnah-

men beschrieben, um die Lage wieder unter Kontrolle zu bekommen. Um mehr Men-

schen auf See zu retten, sollten Rettungsanstrengungen der Grenzstaaten durch höhere 

EU-Mittel möglich gemacht werden. Ziel war es außerdem, illegale Schleusernetze auf-

zuspüren und zu vernichten, damit die Flucht von Asylsuchenden geregelt und human 

durchgeführt wird. Dazu sollte Europol die gemeinsame Einsatzgruppe für Seeaufklä-

rung aufstocken und verschiedene andere Operationen dazu durchführen. Weiterhin 

wurde festgehalten, das grundsätzliche Problem der Flucht in den Ländern anzugehen. 

Mithilfe von Entwicklungs- und Schutzprogrammen in den Herkunftsländern der Flücht-

linge sollte vor Ort geholfen werden, damit die Gegebenheiten so verbessert werden, 

dass sie nicht zur Flucht führen.167 Die Sofortmaßnahmen erzielten kleine Erfolge, mess-

bar daran, dass die Zahl von Asylsuchenden und illegalen Einreisen seit 2015 rückläufig 

ist.  

 

Die neu gewählte Europäische Kommission hält in ihrem Arbeitsprogramm für 2020 fest, 

dass ein neuer Migrations- und Asylpakt veröffentlicht werden soll. Dieser stellt dann den 

Schwerpunkt zur Erneuerung der GEAS dar und soll somit auch das europäische Asyl-

verfahren reformieren.168 

 

Das eigentliche System der GEAS wurde bis jetzt jedoch nicht geändert. Auch wenn die 

Sofortmaßnahmen zwar helfen ist es wichtig, die Normen von Grund auf neu zu definie-

ren, damit es unter Betrachtung der derzeitigen und zukünftigen Fluchtbewegungen 

nicht erneut zu einer großen Überforderung der Dublin-Staaten kommt. Meiner Meinung 

nach muss es, um die Humanität im Umgang mit Flüchtlingen, als auch Europa im 

Gleichgewicht zu bewahren eine grundsätzliche Reform der Dublin-III-VO geben. 

                                                
166 Welt: EU-Kommissar pocht auf Flüchtlingsaufnahme durch Osteuropa, 2018 
167 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Die europäische Migrationsagenda, 2015 
168 Vgl. Europäische Kommission: Arbeitsprogramm der Europäischen Kommission für 2020 
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7 Zukunftsaussicht  

In der Europäischen Migrationsagenda von 2016, welche das zukünftige Vorgehen in 

der GEAS beschreibt, wurden, neben den genannten Sofortmaßnahmen vier Hand-

lungsschwerpunkte festgelegt. Zunächst sollen die Anreize irregulär in die EU zu migrie-

ren verringert werden. Dazu zählen Maßnahmen wie die Bekämpfung von Schleuser-

gruppen und Unterstützungsleistungen in den Herkunftsländern. Der zweite Schwer-

punkt fordert das Grenzmanagement zukünftig besser zu strukturieren, um auf der einen 

Seite die Humanität zu wahren aber auch die eigenen Außengrenzen zu sichern. Wei-

terhin soll eine „starke, gemeinsame Asylpolitik“169 in der EU geschaffen werden, um 

eine klare Struktur der Normen und Voraussetzungen der Aufnahme von Flüchtlingen 

zu gewähren. Im vierten Handlungsschwerpunkt ist vorgesehen, die legale Migration und 

Visumspolitik künftig zu verbessern und den Zugang besser zu ermöglichen. Hierfür soll 

ein neues Modell geschaffen werden, welches Anreize gibt, legal in die EU zu migrieren 

und somit erfolgreich integriert zu werden.170 

 

Die Kommission hielt außerdem bereits im Grünbuch über die zukünftige GEAS auch 

weitere Anstrengungen zur Reformierung des Dublin-Systems fest. Dabei sollte vor al-

lem die Verteilung von Schutzsuchenden in der EU im Mittelpunkt stehen.171 Wie bereits 

festgestellt gibt es in der Dublin-III-VO dazu keine Regelungen. Es wurde über einen 

Lastenteilungsmechanismus nachgedacht, damit grenznahe oder belastete MS entlastet 

werden und eine europäische Balance der Asylanträge herrscht. Weiterhin wurde dar-

über nachgedacht Asylfachleute in MS mit besonderem Migrationsdruck zu senden, um 

diese zu unterstützen.  

7.1 Dublin-IV-VO 

Das europäische Gesetzgebungsverfahren wird grundsätzlich durch die Kommission ini-

tiiert. Sie erstellt einen Vorschlag für das Europäische Parlament und den Rat, welche 

sich dann nach Diskussionen dem Vorschlag annehmen oder nicht.172 Ein solcher Vor-

schlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung 

der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines 

von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten 

Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist (Neufassung), im folgenden Dublin-IV-

VO genannt wurde am 04.05.2016 von der Kommission herausgegeben.  

                                                
169 EUR-Lex (Hrsg.): Die europäische Migrationsagenda, S. 15 
170 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Die europäische Migrationsagenda, 2015, S. 8ff 
171 Vgl. Grünbuch über das zukünftiges Gemeinsame Europäische Asylsystem, 2007, S. 12f 
172 Vgl. Kluth, 2016, Rn. 10 zu Art. 294 AEUV  
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Er beinhaltet zunächst eine Erklärung und die Gründe der geforderten Erneuerung. An-

schließend wird eine Empfehlung gegeben, wie diese konkret aussehen könnte. Er stützt 

sich dabei zunächst auf die grundsätzliche Straffung des Dublin-III-Verfahrens und for-

dert weiterhin einen Korrekturmechanismus. Das soll dazu führen, dass die Regelungen 

vereinheitlich werden, um eine Beschleunigung des Asylverfahrens zu erreichen, sowie 

die Kapazitäten in den einzelnen MS aufzustocken, damit das Verfahren richtig umge-

setzt werden kann.173 Asylshopping oder Missbräuche durch das System sollen unter-

bunden und bekämpft werden. Weiterhin bietet der Korrekturmechanismus die Chance, 

den Umgang mit Migrationsdruck zu regeln.174 So können MS, die überfordert sind, 

durch die Verteilung von Asylsuchenden auf andere Staaten, die noch Kapazitäten ha-

ben, entlastet werden. Damit bleibt der Grundsatz der Solidarität gewahrt.175 Allgemein 

soll die gesamte Effizienz und Wirksamkeit des Systems verbessert werden. Dazu ist 

es, aus Sicht der Kommission nicht notwendig, dass sich die maßgebenden Normen 

ändern, es soll lediglich zur Korrektur einzelner kommen. Rechtsgrundlage hierfür ist Art. 

78 AEUV176.  

 

Die Regelungen sollen weiterhin auf EU-Ebene bleiben, da eine nationale Behandlung 

des Asylverfahrens nicht zum gewünschten Erfolg führen würde. Viel mehr benötigt die 

GEAS eine Reform auf EU-Ebene.177 

 

7.1.1 Straffung von Dublin-III-VO 

Zunächst ist es das Ziel, die bestehenden Normen der Dublin-III-VO zu straffen damit 

die Effizienz verbessert wird. Im Folgenden werden die wichtigsten vorgesehenen Än-

derungen aufgeführt.  

 

Es sollen die Rechte und Pflichten der Asylsuchenden geändert und erweitert werden. 

Der Vorschlag sieht vor, dass Geflüchtete bei Eintreffen in der EU, gleichwohl ob legal 

oder nicht, einen Asylantrag stellen müssen. Sie sollen davon abgehalten werden, sich 

einen MS auszusuchen und dorthin durch Binnenmigration zu flüchten. Zur Umsetzung 

bedarf es mehr Personal an der Grenze oder anderen Einreisestellen.178 Weiterhin wird 

dieser gestellte Antrag dann auf Zulässigkeit geprüft. Bevor das Verfahren überhaupt 

beginnt ist es vorgesehen, festzustellen, ob grundsätzlich ein Schutzstatus bestehen 

könnte.  

                                                
173 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 4 
174 Vgl. ebenda  
175 Vgl. Netzwerk Fluchtforschung: Dublin ist tot! – Lang lebe Dublin!, 2016  
176 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 6 
177 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 8 
178 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 16 
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Faktoren sind der Herkunftsstaat und subjektive Gründe der Gefährdung in diesem.179 

Hierfür werden Pflichten für den Asylsuchenden festgelegt. Sie sollen die Informationen 

und Unterlagen, welche erforderlich zur Prüfung des Antrags sind, bereitstellen. Außer-

dem wird eine Pflicht zum Aufenthalt in dem prüfenden MS vorgesehen. Werden diese 

Pflichten nicht erfüllt, kommt es zu entsprechenden Konsequenzen, beispielsweise 

könnten Informationen nicht beachtet werden, die zu spät eingereicht wurden.180 Zugang 

zu Aufnahmebedingungen der Art. 14 bis 19 Aufnahmerichtlinie 2013/22/EU (z.B. 

Grundschulerziehung, berufliche Bildung) soll nur in dem MS gegeben werden, wo sich 

der Asylsuchende aufhalten muss (Art. 6 Dublin-IV-VO). Aufgrund dieser vorgesehenen 

neuen Pflichten ist es notwendig auch die Informationen, welche dem Antragsteller be-

reitgestellt werden, umfangreicher zu gestalten.181 Das persönliche Gespräch aus Art. 5 

Dublin-III-VO soll grundsätzlich bestehen bleiben. Wenn es jedoch ausreichend Anga-

ben über den Antragsteller gibt, erachtet die Kommission diese Regelung für überflüssig, 

da das Verfahren dadurch eher verzögert wird.182  

 

Es ist vorgesehen den Familienbegriff aus Art. 2 lit. g Dublin-III-VO auch auf Geschwister 

zu erweitern. Das dient der Vereinfachung der Normen, da nun auch Geschwister implizit 

unter Familienangehörige zählen. Außerdem sollen verwandtschaftliche Beziehungen 

mit aufgenommen werden, die zwar im Herkunftsland noch nicht bestanden aber sich 

während der Flucht in die EU bildeten.183 Dazu gehören beispielsweise Kinder, die in 

Flüchtlingslagern geboren wurden. Das ist eine Reaktion darauf, dass sich Geflüchtete 

oft lange auf der Flucht befinden und dabei auch neue Familienbündnisse entstehen.  

 

Eine weitere elementare Maßnahme zur Straffung der Dublin-III-VO ist die Kürzung ei-

niger Fristen. Bei der Stellung von Aufnahmegesuchen und der Beantwortung sowie der 

Verfassung des Überstellungsbescheides werden kürzere Entscheidungsfristen ver-

langt. Beispielweise wird beim Aufnahmegesuch vorgeschlagen die reguläre Stellungs-

frist auf einen Monat auszugestalten und bei EURODAC-Treffern auf zwei Wochen zu 

vermindern. Die Antwortfrist auf diesem Gesuch beträgt dann einen Monat.184  

 

Die Verlagerung der Zuständigkeit auf einen MS bei Fristablauf, z.B. im Wiederaufnah-

meverfahren, soll abgeschafft werden. Die Regelung führte zum Missbrauch und der 

Umgehung der Vorschriften.185  

                                                
179 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 17 
180 Vgl. ebenda 
181 Vgl. ebenda 
182 Vgl. ebenda 
183 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 18 
184 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 18 
185 Vgl. ebenda 
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Grundsätzlich umfassen die Wiederaufnahmegesuche nun eine einfache Mitteilung. Der 

Asylsuchende wird umgehend in den ersuchten MS übergestellt. Es bedarf lediglich ei-

ner unverzüglichen Information über den Erhalt der Mittelung des anderen MS. Das soll 

das Wiederaufnahmeverfahren erleichtern, effizienter gestalten und langwierige Warte-

zeiten der Flüchtlinge vermindern.186  

 

Das vorgesehen Schlichtungsverfahren in der Dublin-III-VO soll abgeschafft werden, da 

es in der Praxis keine Anwendung findet.187 Das gilt auch für das vorgesehene Frühwarn- 

und Vorsorgesystem, welches in Zukunft von der zu schaffenden Asylagentur geleitet 

werden soll (s. 7.2).188 Außerdem richtet die neue Asylagentur ein Austausch- und Infor-

mationsnetz ein, um den MS die Kommunikation untereinander zu erleichtern. Es ist 

vorgesehen auch Leitlinien und andere Hilfsmittel bereit zu stellen, um die Grundsätze 

der Anwendung zu klären.189  

 

Die grundsätzliche Straffung des Dublin-Verfahrens sieht also im Vorschlag der Kom-

mission eine Vereinfachung der Vorschriften und eine Verkürzung der Fristen vor. Wei-

terhin sollen die Pflichten an den Antragsteller verschärft und auch bei Nichteinhaltung 

sanktioniert werden.  

 

7.1.2 Korrekturmechanismus der Dublin-IV-VO  

Wie bereits in der Kritik des Dublin-Systems festgestellt, ist ein großer Schwachpunkt 

die Regelung der Zuständigkeit bei illegaler Einreise (Art. 13 Dublin-III-VO). Das führte 

dazu, dass viele MS übermäßig belastet sind und die richtige Anwendung der Vorschrif-

ten sowie die Wahrung der Humanität nicht mehr gewährleistet werden konnte. Deswe-

gen schlägt die Kommission vor, durch einen Korrekturmechanismus die gerechte Auf-

teilung der Flüchtlinge und somit auch der Verantwortung klar zu strukturieren. Es soll 

EU-weit eine Ausgewogenheit der Asylsuchenden herrschen, sodass kein MS zu hohem 

Migrationsdruck ausgesetzt ist. Die Regelung enthält hierfür sechs Schritte, welche 

nacheinander abgearbeitet werden.190 

 

Zunächst ist vorgesehen, ein Erfassungs- und Überwachungssystem zu schaffen, wel-

ches grundsätzlich alle gestellten Anträge innerhalb der EU erfasst. Die Antragzahlen 

jedes einzelnen MS werden in Relation mit der Gesamtzahl der Anträge überwacht. 

                                                
186 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 19 
187 Vgl. ebenda 
188 Vgl. ebenda 
189 Vgl. ebenda 
190 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 20 
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Zuständig zur Erstellung und Aufrechterhaltung dieses System soll die eu-LISA sein, 

welche die Aufgabe hat, technologische Maßnahmen zu unterstützen und digitale Si-

cherheit zu gewährleisten.191 Bei jeder Antragstellung soll der Asylsuchende mit einer 

Antragsnummer im System erfasst werden, Zuständigkeitsfeststellungen oder andere 

Änderungen werden ebenfalls festgehalten. Des Weiteren ist es vorgesehen, dass ein 

Überblick der gesamten Anträge mit dem jeweiligen Anteil der einzelnen MS daran auf-

genommen wird.192  

 

Die Kommission empfiehlt auf Grundlage dieser Daten einen neuen Referenzschlüs-

sel.193 Das neue System berechnet nun Anteile der einzelnen MS an den gesamten An-

tragstellungen. Diese werden mit dem Referenzschlüssel verglichen. Der Schlüssel be-

rechnet sich, nach dem Vorschlag der Kommission, aus der Bevölkerungsgröße (Ge-

wichtung 50%) und des Gesamtbruttoinlandsprodukts des MS (Gewichtung 50%).194 

Dieser Wert sagt aus, wie viele Anträge der MS gewährleisten und Asylsuchende auf-

nehmen kann.195 Dazu wird die Zahl der tatsächlichen Anträge ins Verhältnis gesetzt. 

Erst wenn die Aufnahmequote über 150 % der Kapazität liegt, greift der Korrekturme-

chanismus.196  

 

Wenn dieser ausgelöst wird, werden alle Anträge, die zusätzlich gestellt werden, ande-

ren Dublin-Staaten zugewiesen. Das geschieht jedoch erst nach der kurzen Zulässig-

keitsprüfung, welche in der Straffung der Dublin-III-VO vorgesehen ist. Die Antragsteller 

werden gleichmäßig in andere MS, die noch genug Kapazitäten haben verteilt und über-

stellt. Auch hier soll das Wohl der Familie Beachtung finden, da eine Familie zusammen 

einem MS zugeteilt wird. Sie dürfen also nicht getrennt werden. Diese Verteilung passiert 

so lange, bis sich die Antragszahlen erholt haben und die Quote dann unter  

150 % liegt.197  

 

Wenn der Asylsuchende sich nun in dem zugeteilten MS befindet setzt der nächste 

Schritt ein. Dieser Staat ist nun zuständig für die Bearbeitung des Antrags und des Dub-

lin Verfahrens.198 Hierfür müssen die EURODAC-Fingerabdrücke zwischen den MS aus-

getauscht werden.199  

                                                
191 Vgl. Europäische Union: Europäisch Agentur für das Betriebsmanagement von IT-Großsystemen im Be-
reich Freiheit, Sicherheit und Recht (eu-LISA), 2019 
192 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 20 
193 ebenda 
194 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 21 
195 Vgl. Europäische Kommission: Das Dublin-System 
196 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 21 
197 Vgl. ebenda  
198 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 22 
199 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 21 
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Ein MS kann auch beschließen, sich diesem Mechanismus zu entziehen und sich zu-

nächst für 12 Monate nicht daran zu beteiligen. Dafür muss er die Kommission, die 

Asylagentur und alle anderen MS in Kenntnis setzen. Die Entscheidung wird dann in das 

automatisierte System eingetragen. Wenn nun also Antragsteller in der EU verteilt wer-

den müssen, kann der MS das ablehnen und muss die Asylsuchenden nicht aufnehmen. 

Im Gegensatz dazu ist es jedoch Pflicht, einen Solidarbeitrag, welcher in Höhe von 

250.000 € pro Antragsteller angedacht ist, zu zahlen. Die Kommission soll hierzu einen 

jährlichen Bericht veröffentlichen und den Solidarbeitrag überwachen und verteilen.200  

 

Weiterhin ist im letzten Schritt eine Überprüfungsklausel des Korrekturmechanismus vor-

gesehen. 18 Monate nach Inkrafttreten bewertet die Kommission die Wirkungsweise 

dessen und gibt schließlich jährlich Bericht darüber, ob der Mechanismus seinen Zweck 

grundsätzlich erfüllt.201  

 

Mit der Regelung über den Korrekturmechanismus soll erzielt werden, dass es in den 

MS nicht mehr zu einem übermäßigen Druck der Antragstellungen kommt. Somit wird 

die Rechtsanwendung sowie die Einhaltung der Vorschriften gesichert. Außerdem bleibt 

der Grundsatz der Solidarität gewahrt, indem sich zwischen den MS geholfen werden 

soll.  

 

Ähnlich wird die Verteilung in Deutschland mit dem Quotensystem EASY geregelt. Auf 

Grundlage des Königsteiner Schlüssels, welcher eine Quote festlegt, wie viele Asylbe-

werber ein Bundesland aufnehmen muss. Der Königsteiner Schlüssel richtet sich nach 

den Steuereinnahmen (Gewichtung 2/3) und der Bevölkerungszahl (Gewichtung 1/3) 

des Bundeslandes. Somit wird eine gerechte Aufteilung der Flüchtlinge und des einher-

gehenden Antragsverfahrens gewährleistet.202 

 

7.1.3 Aktueller Stand  

Aktuell wird die Diskussion über den Dublin-IV-Vorschlag in den europäischen Instituti-

onen zurückgestellt. Das liegt zum einen an der scharfen Kritik des Vorschlags seitens 

einiger Parteien, sowie Flüchtlingsorganisationen, die diese Regelungen als nicht aus-

reichend und effizient erachten.  

 

                                                
200 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 21 
201 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S. 22 
202 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: Erstverteilung der Asylsuchenden (EASY), 2019 
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Besonders problematisch wird vom Paritätischem Wohlfahrtsverband die Entsagung der 

Leistungen der Art. 14 bis 19 Aufnahmerichtlinie 2013/22/EU gesehen.203  

 

Weiterhin wurde der Korrekturmechanismus vor allem von osteuropäischen Staaten kri-

tisiert. Bereits am 06. September 2017 klagten Ungarn und die Slowakei gegen den EU 

Beschlusses 2015/1601, der in gewisser Weise dem in der Dublin-IV-VO vorgesehenen 

Korrekturmechanismus gleicht, vor dem EuGH. Der Beschluss 2015/1601 entwickelte 

sich aufgrund der seit 2015 anhaltenden Krisensituation im Mittelmeer. Er sieht ein Um-

siedlungsverfahren vor, bei dem zunächst alle MS die Anzahl an Asylsuchenden nen-

nen, die aufgenommen werden können. Auf dieser Grundlage werden die Antragsteller 

in die jeweiligen Staaten aufgeteilt. Dabei haben hilfebedürftige Menschen nach Art. 21, 

22 Dublin-III-VO besonderen Vorrang. Der Umsiedlungsstaat muss zustimmen, er darf 

nur aus berechtigten Gründen ablehnen.204 Der EuGH wies die Klage von Ungarn und 

der Slowakei ab, er ist der Meinung, dass der Beschluss dem Grundsatz der Solidarität 

aus Art. 80 AEUV vollumfänglich stattgibt.  

 

Damit ist also ein solcher Verteilungsmechanismus von Asylsuchenden in der EU als 

rechtlich unproblematisch und legal anzusehen. Die politische Bewertung dessen sieht 

jedoch anders aus. Viele MS sehen sich nicht bereit Flüchtlinge aus anderen Staaten 

aufzunehmen, wie sich aus der Klage der beiden MS schlussfolgern lässt. Aufgrund der 

eher rechtpopulistischen aufkommenden Bewegungen wird es zunehmend schwer, hier 

einen Konsens zu finden und die MS zu einem Miteinander zu bewegen.205 Obwohl also 

zur Anwendung des geplanten Korrekturmechanismus bereits ein rechtlicher Rahmen 

mit dem Urteil des EuGHs geschaffen wurde, scheint die praktische Umsetzung auf-

grund der politischen Bewegungen und Diskussionen noch nicht wahrscheinlich. 

 

7.2 Asylagentur  

Der Vorschlag der Kommission zur Schaffung einer Asylagentur vom 12. September 

2018 beinhaltet die Ausweitung der Aufgaben des EASO und die Umwandlung dieser in 

eine europäische Asylagentur.206  

 

Zielsetzung ist, die praktische Zusammenarbeit sowie die Kommunikation und den In-

formationsaustausch über ein zentrales Organ zu verbessern. Die Anwendung der Nor-

men des Unionsrecht sollen damit gefördert werden.  

                                                
203 Vgl. Paritätischer Wohlfahrtsverband: Europäische Asylpolitik 
204 Vgl. EuGH v. 06.09.2017, C-643/15, C-647/15, Rn 22 
205 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung: Rechtspopulismus im europäischen Vergleich, 2018 
206 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 12.09.2018, S. 18 
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Die Asylagentur hat die Aufgabe eine Übereinstimmung in der Umsetzung der Regelun-

gen hinsichtlich der Anerkennung von Schutzstatus in der gesamten EU zu schaffen.  

 

Weiterhin ist es das Ziel, die GEAS zu kontrollieren und sie in der Umsetzung zu bewer-

ten. Gegebenenfalls soll bei Problemen eingegriffen und geholfen werden. Die 

Asylagentur kann dafür eigene Änderungsvorschläge anmerken. Ein weiteres wichtiges 

Ziel ist, die MS während der Durchführung des Asylverfahrens zu unterstützen und stär-

ken. Dabei soll ein Hauptaugenmerk auf der Verbesserung der Asylverwaltungs- und 

Aufnahmesysteme liegen. Das dient dazu ein zeitnahes und effizientes Antragsverfah-

ren herzustellen, damit langwierige Aufenthalte im nicht zuständigen MS oder in Flücht-

lingslagern nicht mehr vorkommen.207  

 

Das kann erreicht werden, indem das EASO in die neue Agentur umgewandelt wird. Die 

Kommission hebt hervor, dass durch die Tätigkeit der EASO seit 2011 viele Erfahrungen 

im Umgang mit der GEAS gemacht wurden. Sie hat den benötigten Praxisbezug, um die 

Ziele umsetzen zu können. Außerdem hat sie innerhalb der Union an Glaubwürdigkeit 

gewonnen, da viele MS bereits auf ihre Hilfe zugegriffen haben. Damit hat die EASO 

bereits das benötigte Wissen, den Anforderungen an eine Asylagentur gerecht zu wer-

den, sodass sie zu einem eigenständigen Kompetenzzentrum ausgebaut werden 

kann.208  

 

Durch dieses Organ können die bestehenden Defizite des Dublin-Systems erkannt und 

bewertet werden. Erforderlich hierfür ist es, dass Mittel zur Umsetzung bereitstehen. 

Hierunter fallen hauptsächlich personelle als auch finanzielle Unterstützung der zukünf-

tigen Agentur.209 Vor allem in der Personalaufstockung ist eine erhebliche Verbesserung 

geplant. Hierbei soll die Generaldirektion der Kommission für Migration und Inneres 

durch unterstützende und beobachtende Tätigkeient helfen.210  

 

Im finanziellen Bereich ist es vorgesehen, dass der zukünftige Exekutivdirektor der 

Agentur zunächst die Haushaltspläne der Kommission, dem Verwaltungsrat und dem 

Rechnungshof vorlegt. Nach Prüfung wird der Finanzplan verabschiedet und durchge-

führt. Damit soll dem Betrug von EU-Mitteln vorgebeugt werden.211  

                                                
207 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 12.09.2018, S. 20 
208 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 12.09.2018, S. 21 
209 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 12.09.2018, S. 21, 24 
210 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 12.09.2018, S. 24 
211 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 12.09.2018, S. 25 



 

  49 

Weiterhin nimmt die Kommission aus Kontrollzwecken an den Sitzungen der Asylagen-

tur aktiv teil und stellt Nachprüfungen an.212 

 

Zusammengefasst soll das EASO zu einer größeren, zentraleren Einheit umgewandelt 

werden, in die Asylagentur. Die neue Agentur dient dazu, die Kommunikation der MS 

untereinander sowie die Klärung von Grundsätzen zu bündeln. Die GEAS soll überwacht 

und beobachtet werden. Sollte die Agentur dabei Mängel oder Defizite feststellen, darf 

sie helfen und eingreifen indem sie Vorschläge zur Besserung anbringt.  

                                                
212 Vgl. EUR-Lex (Hrsg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 12.09.2018, S. 26 
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8 Fazit  

Ich halte die Idee einer GEAS für sehr wichtig und finde es gut, dass sich die EU dieser 

angenommen hat. Solche Problematiken können nur gesamteuropäisch betrachtet wer-

den, um dafür einen rechtlichen Rahmen zu bilden. Es wäre nicht sinnvoll, hierfür ledig-

lich nationale Normen gelten zu lassen und jedem MS eigene Regeln zu gewähren. Die 

EU ist eine außergewöhnliche und wichtige Institution zur Wahrung des Friedens und 

der Einheitlichkeit in Europa. Wenn die Union also auf vielen Ebenen Richtlinien, VO und 

andere Gesetzgebungsakte beschließt, sollte die Migrations- und Asylpolitik nicht ver-

nachlässigt werden.  

 

Jedoch finde ich, dass die Regelungen, vor allem die Dublin-III-VO, zu einem europäi-

schen Ungleichgewicht führen und Werte ins Wanken bringen. Die Asylpolitik ist ein sen-

sibles Thema. Es geht grundsätzlich immer um Menschen, die Hilfe suchen. Meiner Mei-

nung nach wird dem zu wenig Beachtung geschenkt. Zwar sind in der Dublin-III-VO 

Grundsätze zur Wahrung der Humanität, Familienwohl und Kindeswohl verankert, diese 

werden jedoch aufgrund anderer Vorschriften und Überlastung bestimmter MS kaum 

umgesetzt. Ich habe Verständnis den grenznahen Ländern gegenüber, wenn diese je-

den einzelnen Fall nicht sauber und umfänglich prüfen können, da keine Kapazitäten 

vorhanden sind. Es sollte deshalb europäische Aufgabe sein, solches Personal auszu-

bilden oder auch zu entsenden um die sorgfältige Prüfung eines Asylantrags zu gewähr-

leisten.  

 

Weiterhin halte ich es grundsätzlich für gut, dass die Kommission auf die bestehenden 

Defizite der Dublin-III-VO reagiert und hierfür Vorschläge erlassen hat. Jedoch unter-

stütze ich die Meinungen, welche die Normen zur Straffung des Dublin-III-Verfahrens in 

der Dublin-IV-VO für unmenschlich und nicht zielführend halten. Besonders die drohen-

den Konsequenzen für einen Asylbewerber, bei Nichterfüllung von Pflichten, finde ich 

kritisch. Hier gilt es immer zu beachten, dass der Flüchtling unter Berücksichtigung sei-

ner Fluchtroute in ein komplett neues Land kommt und besondere Dokumente und Be-

weise vorzeigen sollte. Zwar ist es vorgesehen die Informationen für Asylsuchende wei-

ter zu fassen, das muss jedoch praktisch auch gut umgesetzt werden. Ich kann mir vor-

stellen, dass eine einfach erklärte Broschüre in Landessprache dem Asylsuchenden hilft, 

das Asylverfahren und z.B. die Notwendigkeit der Einreichung von Unterlagen zu ver-

stehen.  
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Ich halte eine milde Sanktionierung bei Nichtmitwirkung am Verfahren für sinnvoll. An-

lehnend an die Mitwirkungspflichten im § 60 ff. SGB I, fände ich eine ähnliche Regelung 

umsetzbar. Dort wird normiert, dass zunächst auf die Folgen fehlender Mitwirkung 

schriftlich hingewiesen werden muss und dass sie nachgeholt werden können.  

 

Weiterhin finde ich, dass bei dem geforderten Verteilungsmechanismus mehr auf die 

individuellen Bedürfnisse der Asylsuchenden geachtet werden muss. Grundlegend halte 

ich einen solchen Mechanismus für gut, um ein Gleichgewicht innerhalb der Union zu 

schaffen und unter Wahrung des Grundsatzes der Solidarität den überlasteten MS zu 

helfen. Auf der anderen Seite verstehe ich auch MS, welche sich nicht Geflüchtete „auf-

zwingen“ lassen wollen, hierfür wäre dann der Solidarbeitrag einschlägig. Trotzdem 

muss der Asylsuchende besonders befragt werden, bevor eine Überstellung erfolgt. Die 

Sprache und Kulturkreise müssen hierbei eine Rolle spielen.  

 

Sinnvoll ist aus meiner Sicht besonders der Vorschlag, eine Asylagentur zu schaffen. 

Damit kann ein zentrales Organ das GEAS überwachen und kontrollieren. Den MS kann 

geholfen werden, die Regelungen anzuwenden und Hilfsmittel werden erarbeitet, um 

dabei zu unterstützen. Spezialisten und Experten im Bereich der Migrationspolitik neh-

men sich dem Thema an und können mit ihrem Wissen die europäischen Institutionen 

adäquat beraten. Die Asylagentur mit ihrem Expertenwissen könnte sich intensiver mit 

der Gegenwart und der Zukunft des Asylverfahrens beschäftigen als die europäischen 

Institutionen. Ich fände es außerdem gut, wenn die Asylagentur Aufklärungsarbeit für 

Unionsbürger betreibt, damit es nicht zu flüchtlingsfeindlichen Einstellungen und rechts-

extremen Positionen kommt. Durch den Verteilungsmechanismus in der Dublin-IV-VO 

wird zwar versucht ein europäisches Gleichgewicht zu schaffen, dennoch ist zu befürch-

ten, dass besonders Menschen mit extremer Meinung darauf negativ reagieren. Um das 

zu vermeiden, finde ich es wichtig, die Bevölkerung über die Normen klar und einfach zu 

informieren. Dafür könnte die Agentur verantwortlich sein. Außerdem würde sie leichter 

in der Lage sein, Überlegungen zur Reform des GEAS zu äußern.  

 

Besonders notwendig und häufiger zu praktizieren sind aus meiner Sicht Zusammen-

künfte der Länder wie bei der Libyen-Konferenz. Diese fand Anfang Januar 2020 in Ber-

lin statt und wurde von den Hauptakteuren im Libyen-Krieg besucht. Es wurde ein Waf-

fenstillstand beschlossen sowie ein weiteres Verfahren zur Schaffung einer politischen 

Lösung, welche nicht mehr gewaltbasiert sein soll. Das entspricht den Bemühungen der 

Kommission die Fluchtursachen im Kern anzugehen und einen Kompromiss zu finden.  
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Ich finde es sollte mehr solcher Konferenzen abgehalten werden, um den Frieden in 

Fluchtregionen zu gewährleisten. Allein durch Krieg flüchten weltweit Millionen Men-

schen. Diese Fluchtursache könnte durch Verhandlungen der Kriegsparteien verhindert 

werden. Es ist das Bestreben der EU sich für den Frieden einzusetzen. Das sollte sie, 

meiner Meinung nach, auch international tun um solche Fluchtbewegungen zu vermin-

dern.  

 

Eine weitere Maßnahme zur Verminderung von Fluchtbewegungen in die EU, könnte 

eine Verbesserung der Infrastruktur und Lebensbedingungen in den Fluchtländern sein. 

So könnten mit Hilfsprojekten der Zugang zu Wasser, Grundnahrungsmitteln, Unterbrin-

gungen aber auch Bildung und Arbeitsplätze geschaffen werden. Schafft es die EU die 

Bedingungen in den Fluchtländern erheblich zu verbessern, könnte es zu weniger Be-

wegungen nach Europa kommen.  

 

Weiterhin kann ich mir vorstellen, dass die Einrichtung von Asylzentren in den Flucht-

ländern bei dem grundsätzlichen Verfahren in Europa helfen könnte. Hier würden Fach-

kräfte die Geflüchteten beraten und hinweisen, welche Dokumente gebraucht werden 

und wie der Fluchtweg angetreten werden kann. Oft erfahren die Geflüchteten von 

Schleusern unwahre Tatsachen und eine Verherrlichung der Zustände. Die Asylsuchen-

den kommen jedoch nun mit verzerrten Vorstellungen und wenig Vorbereitung in der EU 

an. Das könnte durch Asylzentren gemindert werden, da hier von Anfang an eine voll-

umfängliche Aufklärung stattfindet. 

 

Ich kann die gesamten Probleme und Defizite bei der Findung einheitlicher Regeln des 

Asylverfahrens verstehen, da es grundsätzlich schwer ist alle MS der EU in einer aus-

gewogenen Balance zu halten. Vor allem aufgrund der unterschiedlichen politischen 

Meinungen der MS gestalten sich dabei Hindernisse. Die Schaffung einer GEAS ist ein 

dauernder und schwieriger Prozess. Jedoch finde ich es wichtig, dass sich die EU dabei 

vor allem auf die bestehenden Werte des Friedens, der Humanität und der Solidarität 

stützt. 
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Erkenntnisse  

1. Eine wichtige Grundlage des europäischen Asylverfahrens ist die Dublin-III-VO, 

die anhand eines Kriterienkatalogs und Ausweichnormen bestimmt, welcher MS 

in der EU für einen Geflüchteten zuständig ist. Die weitere Verfahrensweise nach 

Zuständigkeitsbestimmung ist hier ebenfalls festgehalten. 

 

2. Das Dublin-System enthält in der Dublin-III-VO viele Schwachstellen und Defi-

zite. 

 

3. Diese müssen zukünftig aufgrund kommender Fluchtbewegungen angegangen 

und geklärt werden. 

 

4. Die Kommission hat hierfür Vorschläge zum einen für eine Dublin-IV-VO und zur 

Schaffung einer Asylagentur herausgegeben. 

 

5. Hierbei gibt es jedoch auch Kritikpunkte, sodass noch keine Umsetzung statt-

fand. 
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